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Bonn, den 9. Oktober 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu den Änderungen 
und Ergänzungen des Abkommens über den 
Internationalen Währungsfonds, die das 
Direktorium des Fonds im Bericht vom April 
1968 dem Vorsitzer des Gouverneursrats des 
Fonds vorgelegt und die der Gouverneursrat 
bis zum 31. Mai 1968 genehmigt hat 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Der englische Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen und 
Ergänzungen des Abkommens sowie eine vorläufige deutsche 
Übersetzung und eine Denkschrift sind beigefügt. Ich darf dar- 
auf hinweisen, daß die deutsche Übersetzung der Abkommens- 
ergänzung nicht endgültig ist. Die endgültige Fassung der deut- 
schen Übersetzung wird nach Fertigstellung nachgereicht 
werden. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 328. Sitzung am 4. Oktober 1968 ge- 
mäß Artikel 76 Abs, 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Schröder 


Druck: Bundesdruckerci Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zu den Änderungen und Ergänzungen des Abkommens 
über den Internationalen Währungsfonds, 
die das Direktorium des Fonds im Bericht vom April 1968 
dem Vorsitzer des Gouverneursrats des Fonds vorgelegt 
und die der Gouverneursrat bis zum 31. Mai 1968 genehmigt hat 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Den Änderungen und Ergänzungen des zwischen 
dem 1. und 22. Juli 1944 abgeschlossenen Abkom- 
mens über den Internationalen Währungsfonds (Bun- 
desgesetzbl. 1952 II S. 638), die das Direktorium des 
Fonds im Bericht vom April 1968 dem Vorsitzer des 
Gouverneursrats des Fonds vorgelegt und die der 
Gouverneursrat bis zum 31. Mai 1968 genehmigt hat, 
wird zugestimmt. Die Änderungen und Ergänzungen 
des Abkommens werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Der Gouverneur für die Bundesrepublik 
Deutschland im Internationalen Währungsfonds 
sowie sein Stellvertreter und zeitweiliger Stellver- 
treter üben ihre Tätigkeit gemäß Artikel XXI bis 
XXXII des Abkommens über den Internationalen 
Währungsfonds nach Weisung des Bundesministers 
für Wirtschaft aus, die im Benehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen und der Deutschen Bun- 
desbank erteilt wird. 

(2) Artikel 5 des Gesetzes betreffend das Abkom- 
men über die Internationale Finanz-Corporation und 
betreffend Gouverneure und Direktoren in der Inter- 
nationalen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, 
in der Internationalen Finanz-Corporation und im 
Internationalen Währungsfonds vom 12. Juli 1956 
(Bundesgesetzbl. II S. 747) bleibt im übrigen un- 
berührt. 

Artikel 3 

(1) Die der Bundesrepublik Deutschland zugeteil- 
ten Sonderziehungsrechte gehen auf die Deutsche 
Bundesbank über. 


(2) Die sich aus Artikel XXV Abschnitt 4 des Ab- 
kommens über den Internationalen Währungsfonds 
ergebende Verpflichtung, Beträge in eigener und 
fremder Währung gegen Sonderziehungsrechte her- 
zugeben, wird von der Deutschen Bundesbank erfüllt. 
Sie erwirbt die entsprechenden Sonderziehungs- 
rechte. 

(3) Die Regelung der Einzelheiten bleibt einer 
Verwaltungsvereinbarung zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Deutschen Bundesbank 
Vorbehalten. 


Artikel 4 

Die Bundesregierung wird den Deutschen Bundes- 
tag über Vorgänge von besonderer Bedeutung, ins- 
besondere des Artikels XXIV des Abkommens über 
den Internationalen Währungsfonds, unterrichten. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 


Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. Der Tag, an dem die in Artikel 1 
bezeichneten Änderungen und Ergänzungen des Ab- 
kommens über den Internationalen Währungsfonds 
nach dem Artikel XVII Buchstabe c dieses Abkom- 
mens für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft 
treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Die Änderungen und Ergänzungen des Abkommens 
über den Internationalen Währungsfonds bedürfen 
nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der 
Zustimmung der für die Bundesgesetzgebung zustän- 
digen Körperschaften in der Form eines Bundes- 
gesetzes, da sie sich auf Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung beziehen. 

Zu Artikel 2 

In den Artikeln XXI bis XXXII des Abkommens 
über den Internationalen Währungsfonds sind die 
Regelungen über die Sonderziehungsrechte enthal- 
ten. Der deutsche IWF-Gouverneur soll seine Tätig- 
keit im Rahmen dieses Teils des Abkommens über 
den Internationalen Währungsfonds nach Weisung 
des Bundesministers für Wirtschaft ausüben, die im 
Benehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
und der Deutschen Bundesbank zu erteilen ist. Seine 
Tätigkeit im Rahmen der bisherigen Bestimmungen 
des Abkommens über den Internationalen Wäh- 
rungsfonds (Artikel I bis XX) übt der deutsche 
Gouverneur im Internationalen Währungsfonds ge- 
mäß Artikel 5 des in Artikel 2 Abs. 2 genannten 
Gesetzes vom 12. Juli 1956 im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft aus. Die Bedeu- 
tung des Systems der Sonderziehungsrechte für die 
Entwicklung der Weltwährungsordnung läßt eine 
ausdrückliche Regelung der Weisungsbefugnis rat- 
sam erscheinen. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel sieht vor, daß die Deutsche Bundes- 
bank die im Rahmen einer Zuteilung auf die Bundes- 
republik Deutschland entfallenden Sonderziehungs- 
rechte übernimmt und im Rahmen von Transaktionen 
Sonderziehungsrechte gegen die Hergabe von eige- 
ner Währung oder Devisen bis zu der im Abkommen 
vorgesehenen Grenze erwirbt. Die Einzelheiten 
werden in einer Verwaltungsvereinbarung geregelt. 

Die Übernahme der zugeteilten Sonderziehungs- 
rechte und der Erwerb von Ziehungsrechten gegen 
Devisen oder eigene Währung bedeutet nicht, daß 


alle Rechte und Pflichten aus dem Abkommen auf 
die Bundesbank übergehen. Die Bundesrepublik 
Deutschland bleibt vielmehr als Mitglied des Inter- 
nationalen Währungsfonds im Außenverhältnis be- 
rechtigt und verpflichtet. Die angekündigte Verwal- 
tungsvereinbarung regelt im einzelnen, inwieweit 
im Innenverhältnis Rechte und Verpflichtungen, die 
mit der Durchführung des Systems der Sonder- 
ziehungsrechte Zusammenhängen, auf die Bundes- 
bank übertragen werden bzw. bei der Bundesrepu- 
blik Deutschland verbleiben. 

Zu Artikel 4 

Wegen der Bedeutung des Systems der Sonder- 
ziehungsrechte für die Entwicklung der internationa- 
len Währungsordnung und der davon ausgehenden 
Rückwirkungen auf die nationale Wirtschaft soll das 
Parlament über Vorgänge von besonderer Bedeutung 
unterrichtet werden. Das gilt insbesondere für die 
in Artikel XXIV des Abkommens über den Inter- 
nationalen Währungsfonds geregelte Schaffung von 
Sonderziehungsrechten für normalerweise eine Pe- 
riode von 5 Jahren. 

Zu Artikel 5 

Die Änderungen und Ergänzungen zu dem Abkom- 
men über den Internationalen Währungsfonds sollen 
auch auf das Land Berlin Anwendung finden •, das 
Gesetz enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem die Ände- 
rungen und Ergänzungen des IWF-Abkommens nach 
Artikel XVII des Abkommens über den Internatio- 
nalen Währungsfonds in Kraft treten, im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit 
Kosten belastet. 
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Änderungen und Ergänzungen 
des Abkommens über den Internationalen Währungsfonds 
Ausgearbeitet gemäß Resolution Nr. 22 — 8 des Gouverneursrats 

Amendment 

to the Articles of Agreement of the International Monetary Fund 
Prepared Pursuant to Board of Governors Resolution No. 22 — 8 


(Übersetzung) 


A 

Introductory Article 
The Introductory Article shall read: 

„(i) The International Monetary Fund is established and 
shall operate in accordance with the provisions of 
this Agreement as originally adopted, and as sub- 
sequently amended in order to institute a facility 
based on special drawing rights and to effect cer- 
tain other changes. 

(ii) To enable the Fund to conduct its operations and 
transactions, the Fund shall maintain a General 
Account and a Special Drawing Account. Member- 
ship in the Fund shall give the right to participation 
in the Special Drawing Account. 

(iii) Operations and transactions authorized by this 
Agreement shall be conducted through the General 
Account except that operations and transactions 
involving special drawing rights shall be conducted 
through the Special Drawing Account." 

B 

Article I 

Purposes 

1. Article I (v) shall read: 

,,{v) To give confidence to members by making the 
Fund's resources temporarily available to them 
under adequate safeguards, thus providing them 
with opportunity to correct maladjustments in 
their balance of payments without resorting to 
measures destructive of national or international 
prosperity." 

2. The last sentence of Article I shall read: 

"The Fund shall be guided in all its policics and 
decisions by the purposes set forth in this Article." 

C 

Article III 

Quotas and Subscriptions 

1. Section 2 shall read: 

"Section 2. Adjustment of quotas 
The Fund shall at intervals of not more than five 
years conduct a general review, and if it deems it 
appropriate propose an adjustment, of the quotas of 
the members. It may also, if it thinks fit, consider at 
any other time the adjustment of any particular quota 
at the request of the member concerned. An eighty- 
five percent majority of the total voting power shall 


Einführungsartikel 
Der Einführungsartikel erhält folgende Fassung: 

„(i) Es wird der Internationale Währungsfonds errichtet; 
seine Tätigkeit richtet sich nach den Bestimmungen 
dieses Abkommens in der ursprünglich angenomme- 
nen und später mit dem Ziel geänderten Fassung, 
eine Fazilität auf der Grundlage von Sonderziehungs- 
rechten zu schaffen und bestimmte andere Änderungen 
zu bewirken. 

(ii) Damit der Fonds seine Operationen und Geschäfte 
durchführen kann, unterhält er ein Generalkonto und 
ein Sonderziehungskonto. Die Mitgliedschaft im 
Fonds berechtigt zur Teilnahme am Sonderziehungs- 
konto. 

(iii) Die nach diesem Abkommen zulässigen Operationen 
und Geschäfte werden im Generalkonto abgewickelt; 
ausgenommen sind Operationen und Geschäfte mit 
Sonderziehungsrechten; diese werden im Sonder- 
ziehungskonto abgewickelt." 

B 

Artikel 1 

Ziele 

1. Artikel I (v) erhält folgende Fassung: 

„(v) das Vertrauen der Mitglieder dadurch zu stärken, 
daß ihnen zeitweilig unter angemessenen Siche- 
rungen die Mittel des Fonds zur Verfügung ge- 
stellt werden und ihnen so die Gelegenheit gege- 
ben wird, Unausgeglichenheiten in ihrer Zahlungs- 
bilanz zu bereinigen, ohne zu Maßnahmen Zuflucht 
nehmen zu müssen, die dem nationalen oder 
internationalen Wohlstand abträglich sind;' 1 

2, Der letzte Satz von Artikel I erhält folgende Fassung: 
„Der Fonds läßt sich in seiner Geschäftspolitik sowie 
bei allen Beschlüssen und Entscheidungen von den in 
diesem Artikel niedergelegten Zielen leiten." 

C 

Artikel III 

Quoten und Subskriptionen 

1, Abschnitt 2 erhält folgende Fassung: 

„Abschnitt 2. Änderung von Quoten 
Der Fonds nimmt in Abständen von höchstens fünf 
Jahren eine allgemeine Überprüfung der Quoten der 
Mitglieder vor und schlägt, wenn er es für angebracht 
hält, ihre Änderung vor. Er kann auch, wenn er es 
für richtig erachtet, die Änderung einer bestimmten 
Quote auf Antrag des betreffenden Mitglieds zu jeder 
anderen Zeit in Erwägung ziehen. Für jede Quoten- 
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be required for any change in quotas proposed as the 
result of a general review and a four-fifths majority 
of the total voting power shall be required for any 
other change in quotas. No quota shall be changed 
without the consent of the member concerned." 


2. The following subsection (c) shall be added to Section 4. 
Payments when quotas are changed: 

"(c) A majority of eighty-five percent of the total 
voting power shall be required for any decisions 
dealing with the payment, or made with the sole 
purpose of mitigating the effects of the payment, 
of increases in quotas proposed as the result of a 
general review of quotas." 

D 

A r t i c 1 e IV 

Par Values ol Currencies 

1. Section 7 shall read: 

"Section 7. Uniform changes in par values 
Notwithstanding the provisions of Section 5 (b) of 
this Article, the Fund by an eighty-five percent 
majority of the total voting power may make uniform 
proportionate changes in the par values of the cur- 
rencies of all members. The par value of a member's 
currency shall, however, not be changed under this 
Provision if, within seventy-two hours of the Fund's 
action, the member informs the Fund that it does not 
wish the par value of its currency to be changed by 
such action." 

2. In Section 8. Maintenance of gold value of the Fund s 
assets, subsection (d) shall read: 

"(d) The provisions of this Section shall apply to a 
uniform proportionate change in the par values 
of the currencies of all members, unless at the 
time when such a change is made the Fund de- 
cides otherwise by an eighty-five percent major- 
ity of the total voting power." 


E 

Article V 

Transactions with the Fund 

1. In Section 3. Conditions governing use of the Fund's 
resources, subsection (a) (iii) shall read: 

"(iii) The proposed purchase would be a gold tranche 
purchase, or would not cause the Fund's holdings 
of the purchasing member's currency to increase 
by more than twenty-five percent of its quota 
during the period of twelve months ending on 
the date of the purchase or to exceed two 
hundred percent of its quota;" 

2. The following subsections (c) and (d) shall be added 
to Section 3: 

"(c) A member's use of the resources of the Fund shall 
be in accordance with the purposes of the Fund. 
The Fund shall adopt policies on the use of its 
resources that will assist members to solve their 
balance of payments problems in a manner con- 
sistent with the purposes of the Fund and that 
will establish adequate safeguards for the tem- 
porary use of its resources." 


änderung, die infolge einer allgemeinen Überprüfung 
vorgeschlagen wird, ist eine Mehrheit von 85 °/o der 
Gesamtstimmenzahl erforderlich; für jede andere 
Quotenänderung ist eine Vierfünftel-Mehrheit der 
Gesamtstimmenzahl erforderlich. Eine Quote darf nicht 
ohne die Zustimmung des betroffenen Mitglieds ge- 
ändert werden." 

2. Dem Abschnitt 4, Zahlungen bei Quotenänderungen, 
wird folgender Buchstabe (c) angefügt: 

„(c) Für jeden Beschluß, der sich auf Zahlungen für 
Quotenerhöhungen bezieht, die infolge einer all- 
gemeinen Überprüfung der Quoten vorgeschlagen 
worden sind, oder der den ausschließlichen Zweck 
hat, die Wirkungen dieser Zahlungen zu mildern, 
ist eine Mehrheit von 85 °/o der Gesamtstimmen- 
zahl erforderlich." 

D 

Artikel IV 
Währungsparitäten 

1. Abschnitt 7 erhält folgende Fassung: 

„Abschnitt 7. Einheitliche Änderungen der Paritäten 
Mit einer Mehrheit von 85 °/o der Gesamtstimmen- 
zahl kann der Fonds ungeachtet der Bestimmungen des 
Abschnitts 5 (b) dieses Artikels einheitliche Änderungen 
im gleichen Verhältnis in der Parität der Währungen 
aller Mitglieder vornehmen. Die Parität der Währung 
eines Mitglieds darf jedoch auf Grund dieser Bestim- 
mung nicht geändert werden, wenn innerhalb von 
zweiundsiebzig Stunden nach dem Beschluß des Fonds 
das Mitglied den Fonds davon unterrichtet, daß es eine 
Änderung der Parität seiner Währung durch diesen 
Beschluß nicht wünscht." 

2. In Abschnitt 8, Aufrechterhaltung des Goldwertes der 
Aktiva des Fonds, erhält Buchstabe (d) folgende Fas- 
sung: 

„ (d) Die Bestimmungen dieses Abschnitts finden auch 
Anwendung auf eine einheitliche, im gleichen 
Verhältnis erfolgende Änderung der Währungs- 
paritäten aller Mitglieder, es sei denn, daß der 
Fonds in dem Zeitpunkt, in dem eine solche Ände- 
rung vorgenommen wird, mit einer Mehrheit von 
85 °/o der Gesamtstimmenzahl etwas anderes be- 
schließt." 

E 

Artikel V 

Geschäfte mit dem Fonds 

1. In Abschnitt 3, Bedingungen für die Inanspruchnahme 
der Mittel des Fonds, erhält Buchstabe (a) (iii) folgende 
Fassung: 

„(iii) Der beantragte Kauf wäre entweder ein Kauf in der 
Goldtranche oder er würde nicht bewirken, daß die 
Fondsbestände in der Währung des kaufenden Lan- 
des innerhalb der mit dem Tag des Kaufs endenden 
Frist von zwölf Monaten um mehr als 25 % seiner 
Quote steigen oder 200 % seiner Quote übersteigen;" 

2. Dem Abschnitt 3 werden folgende Buchstaben (c) und 
(d) angefügt: 

„(c) Die Verwendung der Mittel des Fonds durch ein 
Mitglied muß mit den Zielen des Fonds vereinbar 
sein. Der Fonds beschließt für die Inanspruchnahme 
seiner Mittel eine Geschäftspolitik, die den Mit- 
gliedern hilft, ihre Zahlungsbilanzprobleme in 
einer den Zielen des Fonds entsprechenden Weise 
zu lösen, und die ausreichende Sicherungen dafür 
enthält, daß die Fondsmittel nur zeitweilig in 
Anspruch genommen werden." 
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"(d) A representation by a member under (a) above 
shall be examined by the Fund to determine 
whether the proposed purchase would be con- 
sistent with the provisions of this Agreement and 
with the policies adopted under them, with the 
exception that proposed gold tranche purchases 
shall not be subject to challenge." 

3. In Section 7. Repurchase by a member of its cur- 
rency held by the Fund, the first sentence of sub- 
section (b) shall read: 

"(b) At the end of each financial year of the Fund, 
a member shall repurchase from the Fund with 
each type of monetary reserve, as determined in 
accordance with Schedule B, part of the Fund's 
holdings of its currency under the following con- 
ditions: 

(i) Each member shall use in repurchases of its 
own currency from the Fund an amount of its 
monetary reserves equal in value to the 
following changes that have occurred during 
the year: one-half of any increase in the 
Fund's holdings of the member's currency, 
plus one-half of any increase, or minus one- 
half of any decrease, in the member’s mone- 
tary reserves, or, if the Fund’s holdings of the 
member's currency have decreased, one-half 
of any increase in the member's monetary 
reserves minus one-half of the decrease in the 
Fund’s holdings of the member’s currency." 


4. In Section 7, subsection (c) shall read: 

"(c) None of the adjustments described in (b) above 
shall be carried to a point at which 

(i) the member's monetary reserves are below 
one hundred fifty percent of its quota, or 

(ii) the Fund’s holdings of its currency are below 
seventy-five percent of its quota, or 

(iii) the Fund's holdings of any currency re- 
quired to be used are above seventy-five 
percent of the quota of the member con- 
cerned, or 

(iv) the amount repurchased exceeds twenty- 
five percent of the quota of the member 
concerned." 

5. The following subsection (d) shall be added to Sec- 
tion 7: 

"(d) The Fund by an eighty-five percent majority of 
the total voting power may revise the percentages 
in (c) (i) and (iv) above and revise and Supple- 
ment the rules in paragraph 1 (c), (d), and (e) 
and paragraph 2 (b) of Schedule B." 

6. In Section 8. Charges, subsection (a) shall read: 

"(a) Any member buying the currency of another 
member from the Fund in exchange for its own 
currency shall pay, in addition to the parity price, 
a service Charge uniform for all members of not 
less than one-half percent and not more than one 
percent, as determined by the Fund, provided that 
the Fund in its discretion may levy a service 
Charge of less than one-hall percent on gold 
tranche purchases." 

7. The following Section shall be added to Article V: 

"Section 9. Remuneration 

(a) The Fund shall pay remuneration, at a rate uniform 
for all members, on the amount by which seventy- 
five percent of a member’s quota exceeded the 


„(d) Die Darlegung eines Mitglieds gemäß (a) wird 
vom Fonds daraufhin geprüft, ob der beantragte 
Kauf mit den Bestimmungen dieses Abkommens 
und mit der auf Grund des Abkommens beschlos- 
senen Geschäftspolitik im Einklang steht; Anträge 
auf Käufe in der Goldtranche können jedoch nicht 
abgelehnt werden." 

3. In Abschnitt 7, Rückkauf eigener Währung aus Bestän- 
den des Fonds durch ein Mitglied, erhält Buchstabe (b) 
Satz 1 folgende Fassung: 

„(b) Am Ende jedes Geschäftsjahres des Fonds haben 
die Mitglieder mit jeder Art von Währungsreser- 
ven nach näherer Bestimmung gemäß Anhang B 
einen Teil der Fondsbestände in ihrer Währung 
unter den folgenden Bedingungen vom Fonds zu- 
rückzukaufen : 

(i) Jedes Mitglied hat für Rückkäufe seiner eige- 
nen Währung vom Fonds einen Betrag seiner 
Währungsreserven zu verwenden, der wert- 
mäßig folgenden Veränderungen entspricht, 
die sich während des Jahres ergeben haben: 
Der Hälfte des Zuwachses der Bestände des 
Fonds in der Währung des Mitglieds, zuzüg- 
lich oder abzüglich der Hälfte des Betrags, um 
den sich die Währungsreserven des Mitglieds 
erhöht oder vermindert haben, oder, wenn sich 
die Bestände des Fonds in der Währung des 
Mitglieds vermindert haben, der Hälfte des 
Zuwachses der Währungsreserven des Mit- 
glieds abzüglich der Hälfte der Verminderung 
der Bestände des Fonds in der Währung des 
Mitglieds." 

4. In Abschnitt 7 erhält Buchstabe (c) folgende Fassung: 
„(c) Die unter (b) beschriebenen Rückkäufe sind nur 

insoweit vorzunehmen, daß 

(i) die Währungsreserven des Mitglieds nicht 
unter 150 % seiner Quote sinken, oder 

(ii) die Fondsbestände in seiner Währung nicht 
unter 75 °/o seiner Quote sinken, oder 

(iii) die Fondsbestände in einer Währung, die für 
den Rückkauf zu verwenden ist, nicht über 
75% der Quote des betreffenden Mitglieds 
ansteigen, oder 

(iv) der zurückgekaufte Betrag 25 % der Quote 
des betreffenden Mitglieds nicht übersteigt." 

5. Dem Abschnitt 7 wird folgender Buchstabe (d) angefügt: 

„(d) Mit einer Mehrheit von 85% der Gesamtstimmen- 
zahl kann der Fonds die in (c) (i) und (iv) genann- 
ten Hundertsätze ändern sowie die Regeln in 
Absatz 1 (c), (d) und (e) und in Absatz 2 (b) des 
Anhangs B ändern und ergänzen.“ 

6. In Abschnitt 8, Gebühren, erhält Buchstabe (a) fol- 
gende Fassung: 

„(a) Ein Mitglied, das im Austausch gegen seine eigene 
Währung eines anderen Mitglieds vom Fonds 
kauft, hat zusätzlich zum Paritätspreis eine vom 
Fonds bestimmte, für alle Mitglieder gleich hohe 
Bearbeitungsgebühr von mindestens % % und 
höchstens 1 % zu zahlen; der Fonds kann jedoch 
nach seinem Ermessen auf Käufe in der Gold- 
tranche eine niedrigere Bearbeitungsgebühr als 
Vs % erheben." 

7. Dem Artikel V wird der folgende Abschnitt angefügt: 
„Abschnitt 9. Vergütung 

(a) Der Fonds zahlt zu einem für alle Mitglieder glei- 
chen Satz eine Vergütung auf den Betrag, um den 
75 % der Quote eines Mitglieds den Durchschnitt 
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average of the Fund’s holdings of the member's 
currency, provided that no account shall be taken 
of holdings in excess of seventy-five percent of 
quota. The rate shall be one and one-half percent 
per annum, but the Fund in its discretion may 
increase or reduce ihis rate, provided that a three- 
fourths majority of the total voting power shall 
be required for any increase above two percent 
per annum or reduction below one percent per 
annum. 

(b) Remuneration shall be paid in gold or a member's 
own currency as determined by the Fund." 


F 

Ar ticle VI 

Capital Transfers 

1. In Section 1. Use of Fund's resources for Capital trans- 
fers, subsection (a) shall read: 

"(a) A member may not use the Fund's resources to 
meet a large or sustained outflow of Capital 
except as provided in Section 2 of this Article, 
and the Fund may request a member to exercise 
Controls to prevent such use of the resources of 
the Fund. If r after receiving such a request, a 
member fails to exercise appropriate Controls, the 
Fund may declare the member ineligible to use 
the resources of the Fund." 


2. Section 2 shall read: 

"Section 2. Special provisions for Capital transfers 

A member shall be entitled to make gold tianche 
purchases to meet Capital transfers." 

G 

Article XII 

Organization and Management 

1. In Section 2. Board of Governors, subsection (b) (ii) 
and (iii) shall read: 

"(ii) Approve a revision of quotas, or to decide on 
the payment, or on the mitigation of the effects 
of payment, of increases in quotas proposed as 
the result of a general review of quotas." 


"(iii) Approve a uniform change in the par values 
of the currencies of all members, or to decide 
when such a change is made that the provisions 
relating to the maintenance of gold value of 
the Fund's assets shall not apply." 

2. The following shall be added to Section 2 (b): 

"(ix) Revise the provisions on repurchase or to revise 
and Supplement the rules for the distribution of 
repurchases arnong types of reserves." 

"(x) Make transfers to general reserve from any 
special reserve." 

3. The title of Section 6 shall read: 

"Reserves and distribution of net income" 


der Fondsbestände in der Währung dieses Mit- 
glieds überstiegen haben; Bestände, die 75% der 
Quote überstiegen haben, bleiben dabei unberück- 
sichtigt. Der Vergütungssatz beträgt lVa % pro 
Jahr, jedoch kann der Fonds nach seinem Ermes- 
sen diesen Satz erhöhen oder senken; für Erhö- 
hungen über 2% pro Jahr oder Senkungen unter 
1 % pro Jahr ist eine Dreiviertel-Mehrheit der Ge- 
samtstimmenzahl erforderlich. 

(b) Die Vergütung wird je nach Bestimmung durch den 
Fonds in Gold oder in der Währung des Mitglieds 
gezahlt." 

F 

Artikel VI 

Kapitalüberweisungen 

1. In Abschnitt 1, Inanspruchnahme der Mittel des Fonds 
für Kapitalüberweisungen, erhält Buchstabe (a) fol- 
gende Fassung: 

„(a) Soweit nicht in Abschnitt 2 dieses Artikels etwas 
anderes bestimmt ist, darf ein Mitglied die Mittel 
des Fonds nicht zu dem Zweck verwenden, einen 
beträchtlichen oder anhaltenden Abfluß von Kapi- 
tal zu decken; der Fonds kann ein Mitglied auf- 
fordern, Maßnahmen zu treffen, um eine solche 
Verwendung der Mittel des Fonds zu verhindern. 
Wenn ein Mitglied nach Erhalt einer solchen Auf- 
forderung es unterläßt, geeignete Maßnahmen zu 
treffen, so kann der Fonds das Mitglied von der 
Inanspruchnahme der Mittel des Fonds ausschlie- 
ßen." 

2. Abschnitt 2 erhält folgende Fassung: 

„Abschnitt 2. Sonderbestimmungen für Kapitalüber- 
weisungen 

Ein Mitglied ist berechtigt, zur Deckung von Kapital- 
überweisungen Käufe in der Goldtranche vorzuneh- 
men.' 1 

G 

Artikel XII 

Organisation und Geschäftsführung 

1. In Abschnitt 2, Gouverneursrat, erhält Buchstabe (b) 
Ziffern (ii) und (iii) folgende Fassung: 

„(ii) eine Änderung der Quoten zu genehmigen oder 
Beschlüsse zu fassen über Zahlungen für Quoten- 
erhöhungen, die infolge einer allgemeinen Über- 
prüfung der Quoten vorgeschlagen worden sind, 
oder über Maßnahmen zu beschließen, die den 
Zweck haben, die Wirkung dieser Zahlungen zu 
mildern," 

„(iii) eine einheitliche Änderung der Währungsparitä- 
ten aller Mitglieder zu genehmigen oder im Falle 
einer solchen Änderung zu beschließen, daß die 
Bestimmungen über die Aufrechterhaltung des 
Goldwertes der Aktiva des Fonds keine Anwen- 
dung finden," 

2. Abschnitt 2 (b) erhält folgenden Zusatz: 

„(ix) die Rückkaufbestimmungen zu ändern oder die 
Regeln für die Verteilung der Rückkäufe auf 
einzelne Arten von Währungsreserven zu ändern 
oder zu ergänzen," 

„ (x) Übertragungen von jeder Sonderrücklage auf die 
allgemeine Rücklage vorzunehmen." 

3. Die Überschrift des Abschnitts 6 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Rücklagen und Verteilung des Nettoeinkommens" 
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4. In Section 6 f subsection (b) shall read: 

"(b) If any distribution is made of the net income of 
any year, there shall first be distributed to 
members eligible to receive remuneration under 
Article V, Section 9, for that year an amount by 
which two percent per annum exceeded any re- 
muneration that has been paid for that year. Any 
distribution of the net income of that year beyond 
that amount shall be made to all members in 
Proportion to their quotas. Payments to each 
member shall be made in its own currency." 

5. The following subsection (c) shall be added to Sec- 
tion 6: 

"(c) The Fund may make transfers to general reserve 
from any special reserve." 


H 

Article XVIII 

Interpretation 

Article XVIII (b) shall read: 

" (b) In any case where the Executive Directors have 
given a decision under (a) above, any member may 
require, within three months from the date of the 
decision, that the question be referred to the Board 
of Governors, whose decision shall be final. Any 
question referred to the Board of Governors shall 
be considered by a Committee on Interpretation of 
the Board of Governors. Each Committee member 
shall have one vote. The Board of Governors shall 
establish the membership, procedures, and voting 
majorities of the Committee. A decision of the 
Committee shall be the decision of the Board of 
Governors unless the Board by an eighty-five 
percent majority of the total voting power decides 
otherwise. Pending the result of the reference to 
the Board the Fund may, so far as it deems neces- 
sary, act on the basis of the decision of the Exe- 
cutive Directors." 


I 

Article XIX 
Explanation of Terms 

1. Article XIX (a) shall read: 

"(a) A member’s monetary reserves means its official 
holdings of gold, of convertible currencies of 
other members, and of the currencies of such 
non-members as the Fund may specify." 

2. Article XIX (e) shall read: 

"(e) The sums deemed to be official holdings of other 
official institutions and other banks under (c) 
above shall be included in the member's monetary 
reserves." 

3. The following shall be added to Article XIX: 

"(j) Gold tranche purchase means a purchase by a 
member of the currency of another member in 
exchange for its own currency which does not 
cause the Fund's holdings of the member's cur- 
rency to exceed one hundred percent of its quota, 
provided that for the purposes of this definition 
the Fund may exclude purchases and holdings 
under policies on the use of its resources for 
compensatory financing of export fluctuations." 


4. In Abschnitt 6 erhält Buchstabe (b) folgende Fassung: 

„(b) Wird eine Verteilung des Nettoeinkommens eines 

Jahres vorgenommen, so erhalten zuerst diejenigen 
Mitglieder, die Anspruch auf Vergütung gemäß 
Artikel V Abschnitt 9 haben, für dieses Jahr den 
Betrag gezahlt, um den 2% pro Jahr die für dieses 
Jahr gezahlte Vergütung übersteigen. Jede über 
diesen Betrag hinausgehende Verteilung des Netto- 
einkommens dieses Jahres wird an alle Mitglieder 
im Verhältnis ihrer Quoten gezahlt. Die Zahlungen 
werden an jedes Mitglied in dessen Währung ge- 
leistet." 

5. Dem Abschnitt 6 wird der folgende Buchstabe (c) ange- 
fügt: 

„(c) Der Fonds kann Übertragungen von jeder Sonder- 
rücklage auf die allgemeine Rücklage vornehmen." 

H 

Artikel XVIII 

Auslegung 

Artikel XVIII (b) erhält folgende Fassung: 

„ (b) Haben die Direktoren gemäß (a) eine Entscheidung 
getroffen, so kann jedes Mitglied innerhalb von drei 
Monaten nach dem Zeitpunkt der Entscheidung ver- 
langen, daß die Frage dem Gouverneursrat vorgelegt 
wird; dessen Entscheidung ist endgültig. Jede dem 
Gouverneursrat vorgelegte Frage wird von einem 
Interpretationsausschuß des Gouverneursrates unter- 
sucht. Jedes Ausschußmitglied hat eine Stimme. Der 
Gouverneursrat bestimmt die Mitgliedschaft, die Ver- 
fahren und die Abstimmungsmehrheiten des Aus- 
schusses. Eine Entscheidung des Ausschusses gilt 
als Entscheidung des Gouverneursrates, es sei denn, 
daß der Gouverneursrat mit einer Mehrheit von 
85°/o der Gesamtstimmenzahl anders entscheidet. Bis 
zur Entscheidung durch den Rat kann der Fonds, so- 
weit er es für nötig erachtet, auf Grund der Entschei- 
dung der Direktoren handeln." 

I 

Artikel XIX 

Erläuterung von Ausdrücken 

1. Artikel XIX (a) erhält die folgende Fassung: 

„(a) Unter Währungsreserven eines Mitglieds sind 
seine offiziellen Bestände an Gold, an konver- 
tiblen Währungen anderer Mitglieder und an den 
Währungen der vom Fonds bezeichneten Nicht- 
mitglieder zu verstehen." 

2. Artikel XIX (e) erhält die folgende Fassung: 

„(e) Die Summen, die gemäß (c) als offizielle Bestände 
anderer öffentlicher Einrichtungen und anderer 
Banken angesehen werden, sind in die Währungs- 
reserven des Mitglieds einzubeziehen." 

3. Artikel XIX erhält folgenden Zusatz: 

„(j) Unter Kauf in der Goldtranche ist ein Kauf der 
Währung eines anderen Mitglieds durch ein Mit- 
glied mit dessen eigener Währung zu verstehen, 
der nicht dazu führt, daß sich die Bestände des 
Fonds in der Währung des Mitglieds über 100% 
seiner Quote erhöhen; jedoch kann der Fonds im 
Sinne dieser Definition Käufe und Bestände aus- 
schließen, die auf der Geschäftspolitik für die Ver- 
wendung seiner Mittel zur kompensatorischen Fi- 
nanzierung von Ausfuhrerlösschwankungen beru- 
hen." 
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j 

Article XX 
Final Provisions 

The title of Article XX shall read: 

"Inaugural Provisions" 


K 

The following Articles XXI through XXXII shall be 
added after Article XX: 

„Article XXI 

Special Drawing Rights 

Section 1. Authority to allocate special drawing rights 

To meet the need, as and when it arises, for a Supple- 
ment to existing reserve assets, the Fund is authorized 
to allocate special drawing rights to members that are 
participants in the Special Drawing Account. 

Section 2. Unit of value 

The unit of value of special drawing rights shall be 
equivalent to 0.888 671 gram of fine gold. 


Article XXII 

General Account and Special Drawing Account 

Section 1. Separation of operations and transactions 

All operations and transactions involving special draw- 
ing rights shall be conducted through the Special Draw- 
ing Account. All other operations and transactions of the 
Fund authorized by or under this Agreement shall be 
conducted through the General Account. Operations and 
transactions pursuant to Article XXIII, Section 2, shall be 
conducted through the General Account as well as the 
Special Drawing Account. 

Section 2. Separation of assets and property 

All assets and property of the Fund shall be held in 
the General Account, except that assets and property 
acquired under Article XXVI, Section 2, and Ar- 
ticles XXX and XXXI and Schedules H and I shall be 
held in the Special Drawing Account. Any assets or 
property held in one Account shall not be available to 
discharge or meet the liabilities, obligations, or losses of 
the Fund incurred in the conduct of the operations and 
transactions of the other Account, except that the ex- 
penses of conducting the business of the Special Drawing 
Account shall be paid by the Fund from the General 
Account which shall be reimbursed from time to time 
by assessments under Article XXVI, Section 4, made on 
the basis of a reasonable estimate of such expenses. 

Section 3. Recording and information 

All changes in holdings of special drawing rights shall 
take effect only when recorded by the Fund in the Special 
Drawing Account. Participants shall notify the Fund of 
the provisions of this Agreement under which special 
drawing rights are used. The Fund may require partic- 
ipants to furnish it with such other information as it 
deems necessary for its functions. 


J 

Artikel XX 

Schlußbestimmungen 

Die Überschrift des Artikels XX erhält folgende Fas- 
sung: 

„Einführungsbestimmungen" 

K 

Nach Artikel XX werden die folgenden Artikel XXI 
bis XXXII angefügt: 

„Artikel XXI 

Sonderziehungsrechte 

Abschnitt 1. Befugnis zur Zuteilung von Sonderziehungs- 
rechten 

Um im Bedarfsfall die bestehenden Währungsreserven 
ergänzen zu können, ist der Fonds befugt, den Mitglie- 
dern, die Teilnehmer am Sonderziehungskonto sind, Son- 
derziehungsrechte zuzuteilen. 

Abschnitt 2. Werteinheit 

Die Werteinheit der Sonderziehungsrechte entspricht 
0,888 671 Gramm Feingold. 


Artikel XXII 

Generalkonto und Sonderziehungskonto 

Abschnitt 1. Trennung der Operationen und Geschäfte 

Alle Operationen und Geschäfte mit Sonderziehungs- 
rechten werden im Sonderziehungskonto abgewickelt. Alle 
anderen Operationen und Geschäfte des Fonds, die nach 
diesem Abkommen oder auf Grund dieses Abkommens 
zulässig sind, werden im Generalkonto abgewickelt, Ope- 
rationen und Geschäfte gemäß Artikel XXIII Abschnitt 2 
werden sowohl im Generalkonto als auch im Sonderzie- 
hungskonto abgewickelt. 

Abschnitt 2. Trennung der Vermögenswerte 

Alle Vermögenswerte des Fonds werden im General- 
konto geführt, mit Ausnahme der gemäß Artikel XXVI 
Abschnitt 2 und gemäß den Artikeln XXX und XXXI so- 
wie gemäß Anhang H und Anhang I erworbenen Vermö- 
genswerte; diese werden im Sonderziehungskonto ge- 
führt. Die in einem der beiden Konten geführten Ver- 
mögenswerte stehen nicht zur Verfügung, um Verbind- 
lichkeiten zu erfüllen oder Verluste zu decken, die dem 
Fonds bei Operationen und Geschäften des anderen Kon- 
tos entstanden sind; jedoch werden die Kosten der Ge- 
schäftsführung des Sonderziehungskontos vom Fonds zu 
Lasten des Generalkontos gezahlt, und dieses erhält sie 
von Zeit zu Zeit im Umlageverfahren gemäß Artikel XXVI 
Abschnitt 4 auf der Grundlage einer angemessenen 
Schätzung dieser Kosten erstattet. 

Abschnitt 3. Verbuchung und Unterrichtung 

Veränderungen in den Beständen an Sonderziehungs- 
rcchtcn werden erst dann wirksam, wenn sie vom Fonds 
im Sonderziehungskonto verbucht sind. Die Teilnehmer 
haben den Fonds zu unterrichten, auf Grund welcher Be- 
stimmungen dieses Abkommens Sonderziehungsrechte 
verwendet werden. Der Fonds kann von den Teilnehmern 
alle weiteren Auskünfte verlangen, die er für seine Auf- 
gaben als erforderlich erachtet. 
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Article XXIII 

Participants and other Holders ol Special Drawing Rights 

Section 1. Participants 

Hach member of the Fund that deposits with the Fund 
an instrument setting forth that it undertakes all the 
obligations of a participant in the Special Drawing 
Account in accordance with its law that it has taken 
all steps necessary to enable it to carry out all of these 
obligations shall become a participant in the Special 
Drawing Account as of the date the instrument is de- 
posited, except that no member shall become a participant 
before Articles XXI through XXXII and Schedules F 
through I have entered into force and instruments have 
been deposited under this Section by members that have 
at least seventy-five percent of the total of quotas. 

Section 2. General Account as a holder 

The Fund may accept and hold special drawing rights 
in the General Account and use them, in accordance with 
the provisions of this Agreement. 

Section 3. Other holders 

The Fund by an eighty-five percent majority of the 
total voting power may prescribe: 

(i) as holders, non-members, members that are non- 
participants, and institutions that perform functions 
of a central bank for more than one member; 

(ii) the terms and conditions on which these holders 
may be permitted to accept, hold, and use special 
drawing rights, in operations and transactions with 
participants; and 

(iii) the terms and conditions on which participants may 
enter into operations and transactions with these 
holders. 

The terms and conditions prescribed by the Fund for 
the use of special drawing rights by prescribed holders 
and by participants in operations and transactions with 
them shall be consistent with the provisions of this 
Agreement. 

Article XXIV 

Allocation and Cancellation of Special Drawing Rights 

Section 1. Principles and considerations governing allo- 
cation and cancellation 

(a) In all its decisions with respect to the allocation and 
cancellation of special drawing rights the Fund shall 
seek to meet the long-term global need, as and when 
it arises, to Supplement existing reserve assets in 
such manner as will promote the attainment of its 
purposes and will avoid economic Stagnation and 
deflation as well as excess demand and inflation 
in the world. 

(b) The first decision to allocate special drawing rights 
shall take into aecount, as special considerations, 
a collective judgment that there is a global need to 
Supplement reserves, and the attainment of a better 
balance of payments equilibrium, as well as the likeli- 
hood of a better working of the adjustment process 
in the future. 

Section 2. Allocation and cancellation 

(a) Decisions of the Fund to allocate or cancel special 
drawing rights shall be made for basic periods which 
shall run consecutively and shall be five years in 
duration. The first basic period shall begin on the 


Artikel XXIII 

Teilnehmer und sonstige Inhaber 
von Sonderziehungsrechten 

Abschnitt 1. Teilnehmer 

Jedes Mitglied des Fonds, das beim Fonds eine Urkunde 
des Inhalts hinterlegt, daß es gemäß seinen Gesetzen 
alle Pflichten eines Teilnehmers am Sonderziehungskonto 
übernimmt und daß es alle erforderlichen Schritte unter- 
nommen hat, um alle diese Pflichten erfüllen zu können, 
wird im Zeitpunkt der Hinterlegung der Urkunde Teilneh- 
mer am Sonderziehungskonto; jedoch kann ein Mitglied 
erst dann Teilnehmer werden, wenn die Artikel XXI bis 
XXXII und die Anhänge F bis I in Kraft getreten sind 
und Mitglieder mit mindestens 75% der gesamten Quoten 
Urkunden gemäß diesem Abschnitt hinterlegt haben. 

Abschnitt 2. Das Generalkonto als Inhaber 

Der Fonds kann im Generalkonto Sonderziehungsrechte 
gemäß den Bestimmungen dieses Abkommens entgegen- 
nehmen, besitzen und verwenden. 

Abschnitt 3. Sonstige Inhaber 

Mit einer Mehrheit von 85% der Gesamtstimmenzahl 
kann der Fonds bestimmen, 

(i) daß Nichtmitglieder, Mitglieder, die nicht Teilnehmer 
sind, und Institutionen, die Zentralbankaufgaben für 
mehr als ein Mitglied erfüllen, berechtigt sind, Son- 
derziehungsrechte zu besitzen; 

(ii) unter welchen Bedingungen es diesen Inhabern ge- 
stattet werden kann, in Operationen und Geschäften 
mit Teilnehmern Sonderziehungsrechte entgegenzu- 
nehmen, zu besitzen und zu verwenden; und 

(iii) unter welchen Bedingungen Teilnehmer mit diesen 
Inhabern Operationen vornehmen und Geschäfte tä- 
tigen können. 

Die Bedingungen, die der Fonds für die Verwendung von 
Sonderziehungsrechten durch derart bestimmte Inhaber 
und für Operationen und Geschäfte der Teilnehmer mit 
derart bestimmten Inhabern festsetzt, müssen mit den 
Bestimmungen dieses Abkommens vereinbar sein. 

Artikel XXIV 

Zuteilung und Hinziehung von Sonderziehungsrechten 

Abschnitt 1. Grundsätze und Voraussetzungen für die Zu- 
teilung und Einziehung 

(a) Bei allen Beschlüssen über die Zuteilung und Ein- 
ziehung von Sonderziehungsiechten zielt der Fonds 
darauf hin, den in Zukunft c ‘ wa entstehenden lang- 
fristigen weltweiten Bedarf nach Ergänzung der be- 
stehenden Währungsreserven zu decken, und zwar 
auf solche Weise, daß die Verwirklichung der Ziele 
des Fonds gefördert wird und daß wirtschaftliche 
Stagnation und Deflation in der Welt ebenso ver- 
mieden werden wie Übernachfrage und Inflation. 

(b) Beim ersten Beschluß über die Zuteilung von Sonder- 
ziehungsrechten sind als besondere Erwägungen in 
Betracht zu ziehen, daß nach gemeinsamer Beurtei- 
lung ein weltweiter Bedarf nach Ergänzung der 
Währungsreserven besteht, daß ein besseres Gleich- 
gewicht der Zahlungsbilanzen erreicht ist und daß 
ein besseres Funktionieren des Anpassungsprozesses 
in der Zukunft wahrscheinlich ist. 

Abschnitt 2. Zuteilung und Einziehung 

(a) Beschlüsse des Fonds, Sonderziehungsrechte zuzu- 
teilen oder einzuziehen, werden für aufeinander- 
folgende Zuteilungsperioden mit fünfjähriger Laufzeit 
getroffen. Die erste Zuteilungsperiode beginnt im 
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date of the first decision to allocate special drawing 
rights or such later date as may be specified in that 
decision. Any allocations or cancellations shall take 
place at yearly intervals. 

(b) The rates at which allocations are to be made shall 
be expressed as percentages of quotas on the date 
of each decision to allocate. The rates at which 
special drawing rights are to be cancelled shall be 
expressed as percentages of net cumulative alloca- 
tions of special drawing rights on the date of each 
decision to cancel. The percentages shall be the same 
for all participants. 

(c) In its decision for any basic period the Fund may 
provide, notwithstandmg (a) and (b) above, that: 

(i) the duration of the basic period shall be other 
than five years; or 

(ii) the allocations or cancellations shall take place 
at other than yearly intervals; or 

(iii) the basis for allocations or cancellations shall 
be the quotas or net cumulative allocations on 
dates other than the dates of decisions to al- 
locate or cancel. 

(d) A member that becomes a participant after a basic 
period Starts shall receive allocations beginning with 
the next basic period in which allocations are made 
after it becomes a participant unless the Fund decides 
that the new praticipant shall Start to receive al- 
locations beginning with the next allocation after it 
becomes a participant. If the Fund decides that a 
member that becomes a participant during a basic 
period shall receive allocations during the remainder 
of that basic period and the participant was not a 
member on the dates established under (b) or (c) 
above, the Fund shall determine the basis on which 
these allocations to the participant shall be made. 

(e) A participant shall receive allocations of special 
drawing rights made pursuant to any decision to 
allocate unless: 

(i) the governor for the participant did not vote 
in favor of the decision; and 

(ii) the participant has notified the Fund in writing 
prior to the first allocation of special drawing 
rights under that decision that it does not wish 
speciai drawing rights to be allocated to it under 
the decision. On the request of a participant, 
the Fund may decide to terminate the effect of 
the notice with respect to allocations of special 
drawing rights subsequent to the termination. 

(f) If on the effective date of any cancellation the 
amount of special drawing rights held by a par- 
ticipant is less than its share of the special drawing 
rights that are to be cancelled, the participant shall 
eliminate its negative balance as promptly as its 
gross reserve position permits and shall remain in 
consultation with the Fund for this purpose. Special 
drawing rights acquired by the participant after the 
effective date of the cancellation shall be applied 
against its negative balance and cancelled. 

Section 3. Unexpected major developments 

The Fund may change the rates or intervals of alloca- 
tion or cancellation during the rest of a basic period 
or change the length of a basic period or Start a new 
basic period, if at any time the Fund finds it desirable 
to do so because of unexpected major developments. 


Zeitpunkt des ersten Beschlusses über die Zuteilung 
von Sonderziehungsrechten oder in einem in dem 
Beschluß zu bestimmenden späteren Zeitpunkt. Zu- 
teilungen oder Einziehungen erfolgen in jährlichen 
Abständen. 

(b) Die Zuteilungen werden in Hundertsätzen der Quoten 
ausgedrückt, die im Zeitpunkt des jeweiligen Zu- 
teilungsbeschlusses gelten. Die Einziehungen werden 
in Hundertsätzen der kumulativen Nettozuteilungen 
von Sonderziehungsrechten ausgedrückt, die im Zeit- 
punkt des jeweiligen Einziehungsbeschlusses gelten. 
Die Hundertsätze sind für alle Teilnehmer gleich. 

(c) Ungeachtet der Bestimmungen in (a) und (b) kann 
der Fonds in seinem Beschluß für eine Zuteilungs- 
periode bestimmen, 

(i) daß die Zuteilungsperiode eine andere Dauer als 
fünf Jahre hat oder 

(ii) daß die Zuteilungen oder Einziehungen in ande- 
ren als jährlichen Abständen erfolgen oder 

(iii) daß den Zuteilungen oder Einziehungen die Quo- 
ten oder kumulativen Nettozuteilungen zu ande- 
ren Zeitpunkten als denjenigen der Zuteilungs- 
oder Einziehungsbeschlüsse zugrunde gelegt wer- 
den. 

(d) Ein Mitglied, das nach Beginn einer Zuteilungsperiode 
Teilnehmer wird, nimmt ab Beginn der auf seinen 
Beitritt folgenden Zuteilungsperiode an den Zutei- 
lungen teil, es sei denn, der Fonds beschließt, daß 
der neue Teilnehmer Zuteilungen schon mit der näch- 
sten Zuteilung nach seinem Beitritt erhält. Beschließt 
der Fonds, daß ein Mitglied, das während einer 
Zuteilungsperiode Teilnehmer wird, für den Rest 
dieser Zuteilungsperiode Zuteilungen erhält und war 
der Teilnehmer an den nach (b) und (c) festgesetzten 
Zeitpunkten nicht Fondsmitglied, so bestimmt der 
Fonds, auf welcher Grundlage diese Zuteilungen an 
den Teilnehmer erfolgen. 

(e) Ein Teilnehmer nimmt an jeder Zuteilung von Son- 
derziehungsrechten gemäß einem Zuteilungsbeschluß 
teil, es sei denn, 

(i) daß der den Teilnehmer vertretende Gouverneur 
nicht für den Beschluß gestimmt hat, und 
(ii) daß der Teilnehmer dem Fonds vor der ersten 
Zuteilung von Sonderziehungsrechten gemäß die- 
sem Beschluß schriftlich erklärt hat, er möchte 
keine Sonderziehungsrechte gemäß diesem Be- 
schluß zugeteilt erhalten. Auf Ersuchen eines 
Teilnehmers kann der Fonds beschließen, die Wir- 
kung dieser Erklärung für solche Zuteilungen von 
Sonderziehungsrechten zu beenden, die danach 
erfolgen. 

(f) Ist im Zeitpunkt der Fälligkeit einer Einziehung der 
Bestand eines Teilnehmers an Sonderziehungsrechten 
kleiner als sein Anteil an den einzuziehenden Son- 
derziehungsrechten, so beseitigt der Teilnehmer sei- 
nen Fehlbetrag, so schnell es seine Brutto-Reserve- 
position erlaubt; er bleibt zu diesem Zweck in Bera- 
tung mit dem Fonds. Sonderziehungsrechte, die der 
Teilnehmer nach dem Zeitpunkt der Fälligkeit einer 
Einziehung erwirbt, werden auf seinen Fehlbetrag 
angerechnet und eingezogen. 

Abschnitt 3. Unerwartete wichtige Entwicklungen 

Der Fonds kann jederzeit die Sätze oder die Abstände 
der Zuteilungen oder Einziehungen für den Rest einer 
Zuteilungsperiode ändern oder die Dauer einer Zutei- 
lungsperiode ändern oder eine neue Zuteilungsperiode 
beginnen, wenn er es wegen unerwarteter wichtiger Ent- 
wicklungen für wünschenswert hält. 
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Section 4. Decisions on allocations and cancellations 

(a) Decisions under Section 2 (a), (b) and (c) or Section 3 
of this Article shall be made by the Board of Gov- 
ernors on the basis of proposals of the Managing 
Director concurred in by the Executive Directors. 

(b) Before making any proposal, the Managing Director, 
after having satisfied himself that it will be consistent 
with the provisions of Section 1 (a) of this Article, 
shall conduct such consultations as will enable him 
to ascertain that there is broad support among partic- 
ipants for the proposal. In addition, before making 
a proposal for the first allocation, the Managing Di- 
rector shall satisfy himself that the provisions of 
Section 1 (b) of this Article have been met and that 
there is broad support among participants to begin 
allocations; he shall make a proposal for the first 
allocation as soon after the establishment of the 
Special Drawing Account as he is so satisfied. 


(c) The Managing Director shall make proposals: 

(i) not later than six months before the end of each 
basic period; 

(ii) if no decision has been taken with respect to 
allocation or cancellation for a basic period, 
whenever he is satisfied that the provisions 
of (b) above have been met; 

(iii) when, in accordance with Section 3 of this Ar- 
ticle, he considers that it would be desirable to 
change the rate or intervals of allocation or 
cancellation or change the length of a basic 
period or start a new basic period; or 

(iv) within six months of a request by the Board 
of Governors or the Executive Directors; 

provided that, if under (i), (iii), or (iv) above the 
Managing Director ascertains that there is no 
proposal which he considers to be consistent with the 
provisions of Section 1 of this Article that has broad 
support among participants in accordance with (b) 
above, he shall report to the Board of Governors 
and to the Executive Directors. 

(d) A majority of eighty-five percent of the total voting 
power shall be required for decisions under Sec- 
tion 2 (a), (b), and (c) or Section 3 of this Article 
except for decisions under Section 3 with respect to a 
decrease in the rates of allocation. 

Article XXV 

Operations and Transactions in Special Drawing Rights 

Section 1. Use of special drawing rights 

Special drawing rights may be used in the operations 
and transactions authorized by or under this Agreement. 


Section 2. Transactions between participants 

(a) A participant shall be entitled to use its special 
drawing rights to obtain an equivalent amount of 
currency from a participant designated under Sec- 
tion 5 of this Article. 

(b) A participant, in agreement with another participant, 
may use its special drawing rights: 

(i) to obtain an equivalent amount of its own cur- 
rency held by the other participant; or 


Abschnitt 4. Beschlüsse über Zuteilungen und Einziehungen 

(a) Beschlüsse gemäß Abschnitt 2 (a), (b) und (c) oder 
Abschnitt 3 dieses Artikels faßt der Gouverneursrat 
auf Grund von Vorschlägen des Geschäftsführenden 
Direktors, denen die Direktoren zugestimmt haben. 

(b) Bevor der Geschäftsführende Direktor einen Vorschlag 
unterbreitet, überzeugt er sich, daß dieser mit den in 
Abschnitt 1 (a) dieses Artikels enthaltenen Bestim- 
mungen vereinbar ist; er führt sodann die erforder- 
lichen Beratungen, um sich zu vergewissern, daß sein 
Vorschlag die Unterstützung einer großen Mehrheit 
der Teilnehmer findet. Bevor der Geschäftsführende 
Direktor einen Vorschlag für die erste Zuteilung 
unterbreitet, überzeugt er sich außerdem, daß die in 
Abschnitt 1 (b) dieses Artikels enthaltenen Bestim- 
mungen erfüllt sind und daß eine große Mehrheit 
der Teilnehmer den Beginn von Zuteilungen unter- 
stützt; er unterbreitet einen Vorschlag für die erste 
Zuteilung, sobald er nach der Errichtung des Sonder- 
ziehungskontos diese Überzeugung gewonnen hat. 

(c) Der Geschäftsführende Direktor unterbreitet Vor- 
schläge: 

(i) spätestens sechs Monate vor Ablauf einer jeden 
Zuteilungsperiode; 

(ii) wenn für eine Zuteilungsperiode kein Zuteilungs- 
oder Einziehungsbeschluß gefaßt worden ist, so- 
bald er überzeugt ist, daß die Bestimmungen von 
(b) erfüllt sind; 

(iii) wenn er es gemäß Abschnitt 3 dieses Artikels 
für erwünscht hält, die Sätze oder Abstände von 
Zuteilungen oder Einziehungen zu ändern oder 
die Dauer einer Zuteilungsperiode zu ändern oder 
eine neue Zuteilungsperiode zu beginnen; oder 

(iv) innerhalb von sechs Monaten nach einer Auf- 
forderung durch den Gouverneursrat oder durch 
die Direktoren; 

stellt jedoch der Geschäftsführende Direktor in den 
Fällen von (i), (iii) oder (iv) fest, daß kein Vorschlag, 
den er mit den Bestimmungen in Abschnitt 1 dieses 
Artikels für vereinbar hält, Unterstützung durch eine 
große Mehrheit der Teilnehmer gemäß (b) genießt, so 
berichtet er dem Gouverneursrat und den Direktoren. 

(d) Für Beschlüsse gemäß Abschnitt 2 (a), (b) und (c) 
oder Abschnitt 3 dieses Artikels ist eine Mehrheit von 
85°/o der Gesamtstimmenzahl erforderlich; dies gilt 
nicht für Beschlüsse gemäß Abschnitt 3 über eine 
Herabsetzung der Zuteilungssätze. 

Artikel XXV 

Operationen und Geschäfte mit Sonderziehungsrediten 

Abschnitt 1. Verwendung von Sonderziehungsrechten 

Sonderziehungsrechte können bei allen Operationen 

und Geschäften verwendet werden, die in diesem Ab- 
kommen oder gemäß diesem Abkommen für zulässig 

erklärt sind. 

Abschnitt 2. Geschäfte zwischen Teilnehmern 

(a) Ein Teilnehmer ist berechtigt, seine Sonderziehungs- 
rechte zum Erwerb entsprechender Währungsbeträge 
bei einem gemäß Abschnitt 5 dieses Artikels desig- 
nierten Teilnehmer zu verwenden. 

(b) Ein Teilnehmer kann im Einverständnis mit einem 
anderen Teilnehmer seine Sonderziehungsrechte dazu 
verwenden, 

(i) einen entsprechenden Betrag seiner eigenen 
Währung aus dem Bestand des anderen Teilneh- 
mers zu erwerben; oder 
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(ii) to obtain an equivalent amount of currency 
from the other participant in any transactions, 
prescribed by the Fund, that would promote re- 
constitution by the other participant under Sec- 
tion 6 (a) of this Article; prevent or reduce a 
negative balance of the other participant; offset 
the effect of a failure by the other participant to 
fulfill the expectation in Section 3 (a) of this 
Article; or bring the holdings of special drawing 
rights by both participants closer to their net 
cumulative allocations. The Fund by an eighty- 
five percent majority of the total voting power 
may prescribe additional transactions or cate- 
gories of transactions under this Provision. Any 
transactions or categories of transactions pre- 
scribed by the Fund under this subsection (b) (ii) 
shall be consistent with the other provisions 
of this Agreement and with the proper use of 
special drawing rights in accordance with this 
Agreement. 


(c) A participant that provides currency to a participant 
using special drawing rights shall receive an equiv- 
alent amount of special drawing rights. 

Section 3. Requirement of need 

(a) In transactions under Section 2 of this Article, except 
as otherwise provided in (c) below, a participant will 
be expected to use its special drawing rights only 
to meet balance of payments needs or in the light 
of developments in its official holdings of gold, 
foreign exchange, and special drawing rights, and 
its reserve position in the Fund, and not for the 
sole purpose of changing the composition of the fore- 
going as between special drawing rights and the 
total of gold, foreign exchange, and reserve position 
in the Fund. 

(b) The use of special drawing rights shall not be subject 
to challenge on the basis of the expectation in (a) 
above, but the Fund may make representations to 
a participant that fails to fulfill this expectation. 
A participant that persists in failing to fulfill this 
expectation shall be subject to Article XXIX, Sec- 
tion 2 (b). 

(c) Participants may use special drawing rights without 
fulfilling the expectation in (a) above to obtain an 
equivalent amount of currency from another par- 
ticipant in any transactions, prescribed by the Fund, 
that would promote reconstitution by the other 
participant under Section 6 (a) of this Article,* prevent 
or reduce a negative balance of the other participant; 
offset the effect of a failure by the other participant 
to fulfill the expectation in (a) above; or bring the 
holdings of special drawing rights by both par- 
ticipants closer to their net cumulative allocations. 


Section 4. Obligation to provide currency 

A participant designated by the Fund under Section 5 
of this Article shall provide on demand currency con- 
vertible in fact to a participant using special drawing 
rights under Section 2 (a) of this Article. A participant's 
Obligation to provide currency shall not extend beyond 
the point at which its holdings of special drawing rights 
in excess of its net cumulative allocation are equal to 
twice its net cumulative allocation or such higher limit 
as may be agreed between a participant and the Fund. 


(ii) einen entsprechenden Währungsbetrag von dein 
anderen Teilnehmer in denjenigen vom Fonds 
zugelassenen Geschäften zu erwerben, die eine 
Rekonstitution gemäß Abschnitt 6 (a) dieses Ar- 
tikels durch den anderen Teilnehmer fördern; 
die Entstehung eines Fehlbetrags beim anderen 
Teilnehmer verhindern oder einen Fehlbetrag 
vermindern; die Folgen einer Zuwiderhandlung 
des anderen Teilnehmers gegen die Erwartung in 
Abschnitt 3 (a) dieses Artikels beseitigen; oder 
die Bestände beider Teilnehmer an Sonderzie- 
hungsrechten ihren kumulativen Nettozuteilungen 
annähern. Der Fonds kann mit einer Mehrheit 
von 85 °/o der Gesamtstimmenzahl weitere Ge- 
schäfte oder Arten von Geschäften nach dieser 
Vorschrift zulassen. Alle vom Fonds nach diesem 
Buchstaben (b) (ii) zugelassenen Geschäfte oder 
Arten von Geschäften müssen mit den anderen 
Bestimmungen dieses Abkommens und mit der 
zweckentsprechenden Verwendung von Sonder- 
ziehungsrechten gemäß diesem Abkommen ver- 
einbar sein. 

(c) Ein Teilnehmer, der einem Sonderziehungsrechte 
verwendenden Teilnehmer Währung zur Verfügung 
stellt, erhält den Gegenwert in Sonderziehungsrechten. 

Abschnitt 3. Erfordernis des Bedarfs 

(a) Soweit nicht in (c) etwas anderes bestimmt ist, wird 
von einem Teilnehmer erwartet, daß er in Geschäften 
gemäß Abschnitt 2 dieses Artikels seine Sonder- 
ziehungsrechte nur für Zahlungsbilanzerfordernisse 
oder im Hinblick auf die Entwicklung seiner offiziellen 
Bestände an Gold, Devisen, Sonderziehungsrechten 
und seiner Reserveposition im Fonds verwendet, und 
nicht zu dem alleinigen Zweck, die Zusammensetzung 
der vorerwähnten Bestände nach Sonderziehungs- 
rechten einerseits und der Summe von Gold, Devisen 
und Reservepositionen im Fonds andererseits zu 
ändern. 

(b) Der Verwendung von Sonderziehungsrechten kann 
nicht unter Berufung auf die in (a) genannte Erwar- 
tung widersprochen werden; der Fonds kann jedoch 
bei einem Teilnehmer, der dieser Erwartung zuwider- 
handelt, Vorstellungen erheben. Auf einen Teilneh- 
mer, der daraufhin dieser Erwartung auch weiterhin 
zuwiderhandelt, findet Artikel XXIX Abschnitt 2 (b) 
Anwendung. 

(c) Ungeachtet der in (a) genannten Erwartung können 
Teilnehmer Sonderziehungsrechte zum Erwerb ent- 
sprechender Währungsbeträge bei einem anderen 
Teilnehmer in denjenigen vom Fonds zugelassenen 
Geschäften verwenden, die eine Rekonstitution gemäß 
Abschnitt 6 (a) dieses Artikels durch den anderen 
Teilnehmer fördern; die Entstehung eines Fehlbetrags 
beim anderen Teilnehmer verhindern oder einen 
Fehlbetrag vermindern,* die Folgen einer Zuwider- 
handlung des anderen Teilnehmers gegen die Er- 
wartung in (a) beseitigen; oder die Bestände beider 
Teilnehmer an Sonderziehungsrechten ihren kumula- 
tiven Nettozuteilungen annähern. 

Abschnitt 4. Die Verpflichtung, Währungsbeträge zur Ver- 
fügung zu stellen 

Ein vom Fonds gemäß Abschnitt 5 dieses Artikels desig- 
nierter Teilnehmer hat auf Anforderung einem Teilneh- 
mer, der Sonderziehungsrechte gemäß Abschnitt 2 (a) 
dieses Artikels verwendet, de facto konvertierbare Wäh- 
rungsbeträge zur Verfügung zu stellen. Die Verpflichtung 
eines Teilnehmers, Währungsbeträge zur Verfügung zu 
stellen, besteht nur insoweit, als seine die kumulative 
Nettozuteilung übersteigenden Bestände an Sonder- 
ziehungsrechten das Zweifache der kumulativen Netto- 
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A participant may provide currency in excess of the 
obligatory limit or any agreed higher limit. 


Section 5. Designation of participants to provide currency 

(a) The Fund shall ensure that a participant will be able 
to use its special drawing rights by designating 
participants to provide currency for specified amounts 
of special drawing rights for the purposes of Sec- 
tions 2 (a) and 4 of this Article. Designations shall 
be made in accordance with the following general 
principles supplemented by such other principles as 
the Fund may adopt from time to time: 

(i) A participant shall be subject to designation 
if its balance of payments and gross reserve 
Position is sufficiently strong, but this will not 
preclude the possibility that a participant with 
a strong reserve position will be designated even 
though it has a moderate balance of payments 
deficit. Participants shall be designated in such 
manner as will promote over time a balanced 
distribution of holdings of special drawing rights 
among them. 

(ii) Participants shall be subject to designation in 
order to promote reconstitution under Sec- 
tion 6 (a) of this Article? to reduce negative 
balances in holdings of special drawing rights; 
or to offset the effect of failures to fulfill the 
expectation in Section 3 (a) of this Article. 

(iii) In designating participants the Fund normally 
shall give priority to those that need to acquire 
special drawing rights to meet the objectives of 
designation under (ii) above. 

(b) In order to promote over time a balanced distribution 
of holdings of special drawing rights under (a) (i) 
above, the Fund shall apply the rules for designation 
in Schedule F or such rules as may be adopted under 

(c) below. 


(c) The rules for designation shall be reviewed before 
the end of the first and each subsequent basic period 
and the Fund may adopt new rules as the result of 
a review. Unless new rules are adopted, the rules in 
force at the time of the review shall continue to 
apply. 

Section 6. Reconstitution 

(a) Participants that use their special drawing rights 
shall reconstitute their holdings of them in accord- 
ance with the rules for reconstitution in Schedule G 
or such rules as may be adopted under (b) below. 

(b) The rules for reconstitution shall be reviewed before 
the end of the first and each subsequent basic period 
and new rules shall be adopted if necessary. Unless 
new rules are adopted or a decision is made to 
abrogate rules for reconstitution, the rules in force 
at the time of the review shall continue to apply. 
An eighty-five percent majority of the total voting 
power shall be required for decisions to adopt, 
modify, or abrogate the rules for reconstitution. 


Zuteilung oder eine gegebenenfalls zwischen einem Teil- 
nehmer und dem Fonds vereinbarte höhere Grenze nicht 
überschreiten. Ein Teilnehmer darf auch über diese 
allgemein festgelegte Grenze oder über eine etwa ver- 
einbarte höhere Grenze hinaus Währungsbeträge zur 
Verfügung stellen. 

Abschnitt 5. Designierung von Teilnehmern zur Abgabe 
von Währungsbeträgen 

(a) Der Fonds stellt sicher, daß die Teilnehmer in der 
Lage sind, ihre Sonderziehungsrechte zu verwenden, 
indem er Teilnehmer designiert, die Währungsbeträge 
gegen bestimmte Beträge an Sonderziehungsrechten 
für die in den Abschnitten 2 (a) und 4 dieses Artikels 
genannten Zwecke zur Verfügung zu stellen haben. 
Die Designierungen erfolgen nach folgenden allge- 
meinen Grundsätzen, die je nach Bedarf vom Fonds 
durch weitere Grundsätze ergänzt werden können: 

(i) Ein Teilnehmer unterliegt der Designierung, 
wenn seine Zahlungsbilanz und Bruttoreserve- 
position ausreichend stark sind; ein Teilnehmer 
mit einer starken Reserveposition kann jedoch 
auch dann designiert werden, wenn er ein mäßi- 
ges Zahlungsbilanzdefizit hat. Bei einer Designie- 
rung wird in der Weise verfahren, daß unter 
diesen Teilnehmern im Laufe der Zeit eine aus- 
gewogene Verteilung der Bestände an Sonder- 
ziehungsrechten gefördert wird. 

(ii) Teilnehmer unterliegen der Designierung, um 
eine Rekonstitution gemäß Abschnitt 6 (a) dieses 
Artikels zu fördern; um Fehlbeträge an Sonder- 
ziehungsrechten zu vermindern; oder um die 
Folgen einer Zuwiderhandlung gegen die Erwar- 
tung in Abschnitt 3 (a) dieses Artikels zu besei- 
tigen. 

(iii) Der Fonds designiert normalerweise solche Teil- 
nehmer vorrangig, die einen Bedarf an Sonder- 
ziehungsrechten zur Erfüllung der Ziele der 
Designierung gemäß (ii) haben. 

(b) Um im Laufe der Zeit eine ausgewogene Verteilung 
der Bestände an Sonderziehungsrechten gemäß (a) (i) 
zu fördern, wendet der Fonds die im Anhang F nie- 
dergelegten Regeln für die Designierung oder sonstige 
Regeln an, die gegebenenfalls gemäß (c) beschlossen 
werden. 

(c) Die Regeln für die Designierung werden vor dem 
Ablauf der ersten und jeder folgenden Zuteilungs- 
periode überprüft; als Ergebnis der Prüfung kann der 
Fonds neue Regeln beschließen. Werden keine neuen 
Regeln beschlossen, so gelten die im Zeitpunkt der 
Überprüfung in Kraft befindlichen Regeln fort. 

Abschnitt 6. Rekonstitution 

(a) Teilnehmer, die ihre Sonderziehungsrechte verwen- 
den, haben ihre Bestände an Sonderziehungsrechten 
nach den Rekonstitutionsregeln im Anhang G oder 
nach sonstigen Regeln, die gemäß (b) beschlossen 
werden können, wiederherzustellen. 

(b) Die Rekonstitutionsregeln werden vor dem Ablauf 
der ersten und jeder folgenden Zuteilungsperiode 
überprüft; erforderlichenfalls werden neue Regeln 
beschlossen. Werden keine neuen Regeln beschlossen 
oder wird kein Beschluß zur Aufhebung von Rekon- 
stitutionsregeln gefaßt, so gelten die im Zeitpunkt 
der Überprüfung in Kraft befindlichen Regeln fort. 
Beschlüsse zur Annahme, Änderung oder Aufhebung 
der Rekonstitutionsregeln erfordern eine Mehrheit 
von 85 °/o der Gesamtstimmenzahl. 
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Section 7. Operations and transactions through the Gen- 
eral Account 

(a) Special drawing rights shall be included in a 
member's monetary reserves under Article XIX for 
the purposes of Article III, Section 4 (a), Article V, 
Section 7 (b) and (c), Article V, Section 8 (f), and 
Schedule B, paragraph 1. The Fund may decide that 
in calculating monetary reserves and the increase in 
monetary reserves du ring any year for the purpose 
of Article V, Section 7 (b) and (c) f no account shall 
be taken of any increase or decrease in those 
monetary reserves which is due to allocations or 
cancellations of special drawing rights during the 
year. 

(b) The Fund shall accept special drawing rights: 

(i) in repurchases accruing in special drawing rights 
under Article V, Section 7 (b) ; and 

(ii) in reimbursement pursuant to Article XXVI, 
Section 4. 

(c) The Fund may accept special drawing rights to the 
extent it may decide*. 

(i) in payment of charges; and 

(ii) in repurchases other than those under Article V, 
Section 7 (b), in proportions which, as far as 
feasible, shall be the same for all members. 

(d) The Fund, if it deems such action appropriate to 
replenish its holdings of a participant's currency and 
after consultation with that participant on alternative 
ways of replenishment under Article VII, Section 2, 
may require that participant to provide its currency 
for special drawing rights held in the General Ac- 
count subject to Section 4 of this Article. In re- 
plenishing with special drawing rights, the Fund shall 
pay due regard to the principles of designation under 
Section 5 of this Article. 


(e) To the extent that a participant may receive special 
drawing rights in a transaction prescribed by the 
Fund to promote reconstitution by it under Sec- 
tion 6 (a) of this Article, prevent or reduce a negative 
balance, or offset the effect of a failure by it to fulfill 
the expectation in Section 3 (a) of this Article, the 
Fund may provide the participant with special draw- 
ing rights held in the General Account for gold or 
currency acceptable to the Fund. 


(f) In any of the other operations and transactions of 
the Fund with a participant conducted through the 
General Account the Fund may use special drawing 
rights by agreement with the participant. 

(g) The Fund may levy reasonable charges uniform for 
all participants in connection with operations and 
transactions under this Section. 

Section 8. Exchange rates 

(a) The exchange rates for operations or transactions 
between participants shall be such that a participant 
using special drawing rights shall receive the same 
value whatever currencies might be provided and 
whichever participants provide those currencies^ and 
the Fund shall adopt regulations to give effect to 
this principle. 


Abschnitt 7. Operationen und Geschäfte des General- 
kontos 

(a) Sonderziehungsrechte sind in die Währungsreserven 
jedes Mitglieds gemäß Artikel XIX für die Zwecke 
von Artikel III Abschnitt 4 (a), Artikel V Abschnitt 7 

(b) und (c), Artikel V Abschnitt 8 (f) und Anhang B 
Absatz 1 einzubeziehen. Der Fonds kann beschließen, 
daß bei der Berechnung der Währungsreserven und 
ihrer Zunahme während eines Jahres für die Zwecke 
von Artikel V Abschnitt 7 (b) und (c) eine Zu- oder 
Abnahme dieser Währungsreserven unberücksichtigt 
bleibt, die auf Zuteilungen oder Einziehungen von 
Sonderziehungsrechten während dieses Jahres zurück- 
zuführen ist. 

(b) Der Fonds nimmt Sonderziehungsrechte entgegen: 

(i) zur Erfüllung von Rückkaufsverpflichtungen, die 
gemäß Artikel V Abschnitt 7 (b) in Sonder- 
ziehungsrechten entstanden sind, und 

(ii) als Erstattung gemäß Artikel XXVI Abschnitt 4. 

(c) In einem vom Fonds zu bestimmenden Ausmaß kann 
er Sonderziehungsrechte wie folgt entgegennehmen: 

(i) bei Gebührenzahlungen; 

(ii) bei anderen als nach Artikel V Abschnitt 7 (b) 
vorgenommenen Rückkäufen, und zwar möglichst 
im gleichen Verhältnis für alle Mitglieder. 

(d) Der Fonds kann, wenn er dies zur Wiederauffüllung 
seiner Bestände in der Währung eines Teilnehmers 
für angebracht hält und nachdem er mit diesem Teil- 
nehmer über andere Möglichkeiten zur Wiederauf- 
füllung nach Artikel VII Abschnitt 2 beraten hat, 
von diesem verlangen, daß er im Rahmen von Ab- 
schnitt 4 dieses Artikels Beträge in seiner Währung 
gegen Sonderziehungsrechte aus den Beständen des 
Generalkontos abgibt. Bei einer Wiederauffüllung 
gegen Sonderziehungsrechte hat der Fonds auf die 
Grundsätze für die Designierung gemäß Abschnitt 5 
dieses Artikels zu achten. 

(e) Der Fonds kann Sonderziehungsrechte aus dem Gene- 
ralkonto an einen Teilnehmer gegen Gold oder gegen 
eine für den Fonds akzeptierbare Währung abgeben, 
soweit der Teilnehmer Sonderziehungsrechte in den- 
jenigen vom Fonds zugelassenen Geschäften erhal- 
ten kann, welche eine Rekonstitution gemäß Ab- 
schnitt 6 (a) dieses Artikels fördern, die Entstehung 
eines Fehlbetrages verhindern oder einen Fehlbetrag 
vermindern oder die Folgen einer Zuwiderhandlung 
gegen die Erwartung in Abschnitt 3 (a) dieses Arti- 
kels beseitigen. 

(f) Bei anderen Operationen und Geschäften des Fonds 
mit einem Teilnehmer, die durch das Generalkonto 
vorgenommen werden, darf der Fonds Sonderzie- 
hungsrechte im Einverständnis mit dem Teilnehmer 
verwenden. 

(g) Der Fonds darf bei Operationen und Geschäften 
gemäß diesem Abschnitt angemessene und für alle 
Teilnehmer einheitliche Gebühren erheben. 

Abschnitt 8. Wechselkurse 

(a) Die bei Operationen und Geschäften zwischen Teil- 
nehmern angewandten Wechselkurse sind so zu be- 
messen, daß ein Teilnehmer bei der Verwendung von 
Sonderziehungsrechten stets den gleichen Gegenwert 
erhält, unabhängig davon, welche Währungen zur 
Verfügung gestellt werden und welche Teilnehmer 
diese Währungen zur Verfügung stellen; der Fonds 
stellt die hierfür erforderlichen Vorschriften auf. 
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(b) The Fund shall consult a participant on the procedure 
for determining rates of exchange for its currency. 

(c) For the purpose of this Provision the term participant 
includes a terminating participant. 

Article XXVI 

Special Drawing Account Interest and Charges 

Section 1. Interest 

Interest at the same rate for all holders shall be paid 
by the Fund to each holder on the amount of its holdings 
of special drawing rights. The Fund shall pay the amount 
due to each holder whether or not sufficient charges are 
received to meet the payment of interest. 


Section 2. Charges 

Charges at the same rate for all participants shall be 
paid to the Fund by each participant on the amount of 
its net cumulative allocation of special drawing rights 
plus any negative balance of the participant or unpaid 
charges. 

Section 3. Rate of interest and charges 

The rate of interest shall be equal to the rate of charges 
and shall be one and one-half percent per annum. The 
Fund in its discretion may increase or reduce this rate, 
but the rate shall not be greater than two percent or 
the rate of remuneration decided under Article V, Sec- 
tion 9, whichever is higher, or smaller than one percent or 
the rate of remuneration decided under Article V, Sec- 
tion 9, whichever is lower. 

Section 4. Assessments 

When it is decided under Article XXII, Section 2, that 
reimbursement shall be made, the Fund shall levy assess- 
ments for this purpose at the same rate for all parti- 
cipants on their net cumulative allocations. 

Section 5. Payment of interest, charges, and assessments 

Interests, charges, and assessments shall be paid in 
special drawing rights. A participant that needs special 
drawing rights to pay any Charge or assessment shall be 
obligated and entitled to obtain them, at its Option for 
gold or currency acceptable to the Fund, in a transaction 
with the Fund conducted through the General Account. 
If sufficient special drawing rights cannot be obtained in 
this way, the participant shall be obligated and entitled 
to obtain them with currency convertible in fact from a 
participant which the Fund shall specify. Special drawing 
rights acquired by a participant after the date for pay- 
ment shall be applied against its unpaid charges and 
cancelled. 

Article XXVII 

Administration of the General Account and the 
Special Drawing Account 

(a) The General Account and the Special Drawing Ac- 
count shall be administered in accordance with the 
provisions of Article XII, subject to the following: 

(i) The Board of Governors may delegate to the 
Executive Directors authority to exercise any 
powers of the Board with respect to special 
drawing rights except those under Article XXIII, 
Section 3, Article XXIV, Section 2 (a), (b), and 


(b) Der Fonds hat sich mit dem Teilnehmer über das 
Verfahren zur Bestimmung von Wechselkursen für 
seine Währung zu beraten. 

(c) Im Sinne dieser Bestimmung schließt der Begriff Teil- 
nehmer auch einen seine Teilnahme beendenden 
Teilnehmer ein. 

Artikel XXVI 

Zinsen und Gebühren im Sonderziehungskonto 

Abschnitt 1. Zinsen 

Der Fonds zahlt an die Inhaber von Sonderziehungs- 
rechten auf ihre Bestände an Sonderziehungsrechten Zin- 
sen zu einem für alle Inhaber gleichen Satz. Der Fonds 
hat die geschuldeten Beträge an die Inhaber zu zahlen, 
gleichviel, ob die Gebühreneingänge für die Zinszahlung 
ausreichen oder nicht. 

Abschnitt 2. Gebühren 

Jeder Teilnehmer zahlt zu einem für alle Teilnehmer 
gleichen Satz an den Fonds Gebühren für den Betrag 
seiner kumulativen Nettozuteilung an Sonderziehungs- 
rechten sowie für einen etwaigen Fehlbetrag oder rück- 
ständige Gebühren. 

Abschnitt 3. Zins- und Gebührensätze 

Der Zinssatz ist gleich dem Gebührensatz und beträgt 
1 V 2 °/o jährlich. Der Fonds kann diesen Satz nach eige- 
nem Ermessen herauf- oder herabsetzen, jedoch darf der 
Satz nicht höher sein als 2°/o oder als der für die Ver- 
gütung gemäß Artikel V Abschnitt 9 beschlossene Satz, 
sofern dieser höher ist, und nicht niedriger sein als 1 °/o 
oder als der für die Vergütung gemäß Artikel V Ab- 
schnitt 9 beschlossene Satz, sofern dieser niedriger ist. 

Abschnitt 4. Umlagen 

Wird gemäß Artikel XXII Abschnitt 2 eine Erstattung 
beschlossen, so erhebt der Fonds für diesen Zweck eine 
Umlage zu einem für alle Teilnehmer gleichen Satz auf 
der Grundlage ihrer kumulativen Nettozuteilungen. 

Abschnitt 5. Zahlung von Zinsen, Gebühren und Umlagen 

Zinsen, Gebühren und Umlagen sind in Sonderzie- 
hungsrechten zu entrichten. Ein Teilnehmer, der zur Zah- 
lung von Gebühren oder Umlagen Sonderziehungs- 
rechte benötigt, ist verpflichtet und berechtigt, sie im 
Wege eines Geschäfts mit dem Generalkonto beim Fonds 
zu erwerben, und zwar nach seiner Wahl gegen Gold 
oder eine für den Fonds akzeptable Währung. Können 
auf diese Weise nicht genügend Sonderziehungsrechte 
beschafft werden, so ist der Teilnehmer verpflichtet und 
berechtigt, sie gegen de facto konvertierbare Währung 
bei einem vom Fonds zu bestimmenden Teilnehmer zu 
erwerben. Sonderziehungsrechte, die ein Teilnehmer nach 
dem Fälligkeitszeitpunkt erwirbt, werden auf seine un- 
bezahlten Gebühren angerechnet und eingezogen. 

Artikel XXVII 

Verwaltung des Generalkontos 
und des Sonderziehungskontos 

(a) Das Generalkonto und das Sonderziehungskonto sind 
nach den Bestimmungen in Artikel XII zu verwalten, 
und zwar unter Anwendung nachstehender Vorschrif- 
ten: 

(i) Der Gouverneursrat kann auf die Direktoren die 
Ausübung aller seiner Befugnisse bezüglich der 
Sonderziehungsrechte übertragen mit Ausnahme 
der Befugnisse, die in Artikel XXIII Abschnitt 3, 
in Artikel XXIV Abschnitt 2 (a), (b) und (c) und 
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(c), and Section 3 r the penultimate sentence of 
Article XXV, Section 2 (b), Article XXV, Sec- 
tion 6 (b), and Article XXXI (a). 

(ii) For meetings of or decisions by the Board of 
Governors on matters pertaining exclusively to 
the Special Drawing Account only requests by 
or the presence and the votes of governors ap- 
pointed by members that are participants shall 
be counted for the purpose of calling meetings 
and determining whether a quorum exists or 
whether a decision is made by the required 
majority. 

(iii) For decisions by the Executive Directors on 
matters pertaining exclusively to the Special 
Drawing Account only directors appointed or 
elected by at least one member that is a par- 
ticipant shall be entitled to vote. Each of these 
directors shall be entitled to cast the number of 
votes allotted to the member whidi is a par- 
ticipant that appointed him or to the members 
that are participants whose votes counted to- 
wards his election. Only the presence of directors 
appointed or elected by members that are par- 
ticipants and the votes allotted to members that 
are participants shall be counted for the purpose 
of determining whether a quorum exists or 
whether a decision is made by the required ma- 
jority. 


(iv) Questions of the general administration of the 
Fund, including reimbursement under Ar- 
ticle XXII, Section 2, and any question whether 
a matter pertains to both Accounts or exclusive- 
ly to the Special Drawing Account shall be 
decided as if they pertained exclusively to the 
General Account. Decisions with respect to the 
acceptance and holding of special drawing rights 
in the General Account and the use of them, 
and other decisions affecting the operations and 
transactions conducted through both the General 
Account and the Special Drawing Account shall 
be made by the majorities required for decisions 
on matters pertaining exclusively to each Ac- 
count. A decision on a matter pertaining to the 
Special Drawing Account shall so indicate. 


(b) In addition to the Privileges and immunities that are 
accorded under Article IX of this Agreement, no tax 
of any kind shall be levied on special drawing rights 
or on operations or transactions in special drawing 
rights. 

(c) A question of Interpretation of the provisions of this 
Agreement on matters pertaining exclusively to the 
Special Drawing Account shall be submitted to the 
Executive Directors pursuant to Article XVIII (a) 
only on the request of a participant. In any case 
where the Executive Directors have given a decision 
on a question of interpretation pertaining exclusively 
to the Special Drawing Account only a participant 
may require that the question be referred to the 
Board of Governors under Article XVIII (b). The 
Board of Governors shall decide whether a governor 
appointed by a member that is not a participant shall 
be entitled to vote in the Committee on Interpretation 
on questions pertaining exclusively to the Special 
Drawing Account. 


Abschnitt 3, im vorletzten Satz von Artikel XXV 
Abschintt 2 (b), in Artikel XXV Abschnitt 6 (b) 
und in Artikel XXXI (a) genannt sind. 

(ii) Bei Versammlungen oder Beschlüssen des Gou- 
verneursrats, die sich ausschließlich auf Angele- 
genheiten des Sonderziehungskontos beziehen, 
werden Anträge, Anwesenheit und Stimmen nur 
derjenigen Gouverneure berücksichtigt, die von 
Mitgliedern ernannt sind, welche Teilnehmer sind, 
wenn es sich um die Einberufung von Versamm- 
lungen, um die Feststellung der Beschlußfähigkeit 
oder die Erreichung der zu einem Beschluß erfor- 
derlichen Mehrheit handelt. 

(iii) Bei Beschlüssen der Direktoren, die sich aus- 
schließlich auf Angelegenheiten des Sonderzie- 
hungskontos beziehen, sind nur diejenigen Direk- 
toren stimmberechtigt, die von mindestens einem 
Mitglied ernannt oder gewählt worden sind, das 
Teilnehmer ist. Jeder dieser Direktoren ist be- 
rechtigt, so viele Stimmen abzugeben, wie dem 
Mitglied zugeteilt wurden, das Teilnehmer ist 
und ihn ernannt hat, oder wie den Mitgliedern 
zugeteilt wurden, die Teilnehmer sind und mit 
deren Stimmen er gewählt wurde. Bei der Fest- 
stellung, ob Beschlußfähigkeit besteht oder ob 
ein Beschluß mit der erforderlichen Mehrheit 
getroffen worden ist, wird die Anwesenheit nur 
derjenigen Direktoren berücksichtigt, die von 
Mitgliedern ernannt oder gewählt wurden, wel- 
che Teilnehmer sind, und es werden nur diejeni- 
gen Stimmen gezählt, die Mitgliedern zugeteilt 
sind, welche Teilnehmer sind. 

(iv) Uber Fragen der allgemeinen Verwaltung des 
Fonds einschließlich von Erstattungen gemäß Ar- 
tikel XXII Abschnitt 2 und über jede Frage, ob 
eine Angelegenheit beide Konten oder aus- 
schließlich das Sonderziehungskonto betrifft, wird 
so entschieden, als ob diese Fragen sich aus- 
schließlich auf das Generalkonto beziehen. Be- 
schlüsse über die Entgegennahme und den Besitz 
von Sonderziehungsrechten im Generalkonto und 
über ihre Verwendung sowie sonstige Beschlüsse, 
die Operationen und Geschäfte betreffen, welche 
sowohl im Generalkonto als auch im Sonderzie- 
hungskonto abgewickelt werden, sind mit den- 
jenigen Mehrheiten zu fassen, welche jeweils 
für die Angelegenheiten eines jeden der beiden 
Konten erforderlich sind. Wenn sich ein Beschluß 
auf eine Angelegenheit des Sonderziehungskon- 
tos bezieht, so ist das im Beschluß anzugeben. 

(b) Zusätzlich zu den gemäß Artikel IX dieses Abkom- 
mens eingeräumten Vorrechten und Immunitäten 
sind Sonderziehungsrechte oder Operationen und Ge- 
schäfte in Sonderziehungsrechten von Steuern aller 
Art freizustellen. 

(c) Fragen der Auslegung der Bestimmungen dieses Ab- 
kommens, die sich ausschließlich auf Angelegenhei- 
ten des Sonderziehungskontos beziehen, werden den 
Direktoren gemäß Artikel XVIII (a) nur auf Verlan- 
gen eines Teilnehmers unterbreitet. Haben die Direk- 
toren über eine Auslegungsfrage, die sich ausschließ- 
lich auf Angelegenheiten des Sonderziehungskontos 
bezieht, eine Entscheidung getroffen, so können nur 
Teilnehmer verlangen, daß die Frage gemäß Arti- 
kel XVIII (b) dem Gouverneursrat vorgelegt wird. 
Der Gouverneursrat entscheidet, ob ein Gouverneur, 
der von einem Mitglied ernannt ist, das nicht Teil- 
nehmer ist, im Interpretationsausschuß berechtigt sein 

^ soll, über Fragen abzustimmen, die sich ausschließ- 
lich auf das Sonderziehungskonto beziehen. 
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(d) Whenever a disagreement arises between the Fund 
and a participant that has terminated its participation 
in the Special Drawing Account or between the Fund 
and any participant during the liquidation of the 
Special Drawing Account with respect to any matter 
arising exclusively from participation in the Special 
Drawing Account, the disagreement shall be sub- 
mitted to arbitration in accordance with the proce- 
dures in Article XV11I (c). 

Article XXVIII 

General Obligations of Participants 

In addition to the obligations assumed with respect to 
special drawing rights under other Articles of this Agree- 
ment, each participant undertakes to collaborate with 
the Fund and with other participants in Order to facilitate 
the effective functioning of the Special Drawing Account 
and the proper use of special drawing rights in accord- 
ance with this Agreement. 

Article XXIX 

Suspension of Transactions in Special Drawing Rights 

Section 1. Emergency provisions 

In the event of an emergency or the development of 
unforeseen circumstances threatening the operations of 
the Fund with respect to the Special Drawing Account, 
the Executive Directors by unanimous vote may suspend 
for a period of not more than one hundred twenty days 
the Operation of any of the provisions relating to special 
drawing rights, and the provisions of Article XVI, Sec- 
tion 1 (b), (c), and (d), shall then apply. 

Section 2. Failure to fulfill obligations 

(a) If the Fund finds that a participant has failed to ful- 
fill its obligations under Article XXV, Section 4, the 
right of the participant to use its special drawing 
rights shall be suspended unless the Fund otherwise 
determines. 

(b) If the Fund finds that a participant has failed to ful- 
fill any other Obligation with respect to special draw- 
ing rights, the Fund may suspend the right of the 
participant to use special drawing rights it acquires 
after the Suspension. 

(c) Regulations shall be adopted to ensure that before 
action is taken against any participant under (a) 
or (b) above, the participant shall be informed imme- 
diately of the complaint against it and given an ade- 
quate opportunity for stating its case, both orally 
and in writing. Whenever the participant is thus in- 
formed of a complaint relating to (a) above, it shall 
not use special drawing rights pending the disposi- 
tion of the complaint. 

(d) Suspension under (a) or (b) above or limitation 
under (c) above shall not affect a participant s Obli- 
gation to provide currency in accordance with 
Article XXV, Section 4. 

(e) The Fund may at any time terminate a Suspension 

under (a) or (b) above, provided that a Suspension 
imposed on a participant under (b) above for failure 
to fulfill the Obligation under Article XXV, Sec- 
tion 6 (a), shall not be terminated until one hundred 
eighty days after the end of the first calendar quarter 
during which the participant complies with the rules 
for reconstitution. Ä 


(b) Entsteht zwischen dem Fonds und einem Teilnehmer, 
der die Teilnahme am Sonderziehungskonto beendet 
hat, oder zwischen dem Fonds und einem Teilnehmer 
während der Liquidation des Sonderziehungskontos 
eine Meinungsverschiedenheit, die sich ausschließlich 
aus der Teilnahme am Sonderziehungskonto ergibt, 
so ist sie einem Schiedsverfahren gemäß den Verfah- 
rensbestimmungen in Artikel XVIII (c) zu unterwer- 
fen. 

Artikel XXVIII 

Allgemeine Verpflichtungen der Teilnehmer 

Uber die Verpflichtungen hinaus, die in bezug auf 
Sonderziehungsrechte nach den übrigen Artikeln dieses 
Abkommens bestehen, verpflichtet sich jeder Teilnehmer, 
mit dem Fonds und mit anderen Teilnehmern zusam- 
menzuarbeiten, um das wirksame Funktionieren des Son- 
derziehungskontos und die zweckentsprechende Verwen- 
dung von Sonderziehungsrechten gemäß diesem Abkom- 
men zu erleichtern. 

Artikel XXIX 

Aussetzung von Geschäften mit Sonderziehungsrechten 

Abschnitt 1. Bestimmungen für Notfälle 

Im Falle eines Notstandes oder der Entwicklung unvor- 
hergesehener Umstände, welche die Tätigkeit des Fonds 
bezüglich des Sonderziehungskontos gefährden, können 
die Direktoren durch einstimmigen Beschluß für einen 
Zeitraum von nicht mehr als hundertzwanzig Tagen jede 
sich auf Sonderziehungsrechte beziehende Bestimmung 
außer Kraft setzen; in diesem Fall gelten die Bestim- 
mungen in Artikel XVI Abschnitt 1 (b), (c) und (d). 

Abschnitt 2. Nichterfüllung von Verpflichtungen 

(a) Stellt der Fonds fest, daß ein Teilnehmer seine Ver- 
pflichtungen gemäß Artikel XXV Abschnitt 4 nicht er- 
füllt hat, so wird das Recht des Teilnehmers auf Ver- 
wendung seiner Sonderziehungsrechte ausgesetzt, 
falls der Fonds nichts anderes bestimmt. 

(b) Stellt der Fonds fest, daß ein Teilnehmer eine andere 
Verpflichtung bezüglich der Sonderziehungsrechte 
nicht erfüllt hat, so kann er das Recht des Teilnehmers 
auf Verwendung derjenigen Sonderziehungsrechte 
aussetzen, die der Teilnehmer nach dem Aussetzungs- 
beschluß erwirbt. 

(c) Es ist durch geeignete Vorschriften sicherzustellen, 
daß der Teilnehmer sofort von der gegen ihn vor- 
gebrachten Beschwerde unterrichtet wird, bevor gegen 
ihn gemäß (a) oder (b) vorgegangen wird, und daß 
ihm ausreichend Gelegenheit gegeben wird, seinen 
Fall mündlich und schriftlich vorzutragen. Wird ein 
Teilnehmer von einer sich auf (a) beziehenden Be- 
schwerde unterrichtet, so darf er bis zur Erledigung 
dieser Beschwerde Sonderziehungsrechte nicht ver- 
wenden. 

(d) Eine Aussetzung gemäß (a) oder (b) oder eine Be- 
schränkung gemäß (c) berühren nicht die Verpflich- 
tung des Teilnehmers, Währungsbeträge gemäß Ar- 
tikel XXV Abschnitt 4 zur Verfügung zu stellen. 

(e) Der Fonds kann jederzeit eine gemäß (a) oder (b) 
verfügte Aussetzung beenden, jedoch darf eine Aus- 
setzung, die gegen einen Teilnehmer gemäß (b) 
wegen Nichterfüllung der Verpflichtung in Artikel XXV 
Abschnitt 6 (a) verfügt worden ist, erst hundertachtzig 
Tage nach dem Ende des ersten Kalendervierteljahres 
beendet werden, in dem der Teilnehmer den Rekon- 
stitutionsregeln wieder nachkommt. 
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(f) The right of a participant to use its special drawing 
rights shall not be suspended because it has become 
ineligible to use the Fund's resources under Arti- 
cle IV, Section 6, Article V, Section 5, Article VI, 
Section 1, or Article XV, Section 2 (a). Article XV, 
Section 2, shall not apply because a participant has 
failed to fulfill any obligations with respect to special 
drawing rights. 

Article XXX 
Termination of Participation 

Section 1. Right to terminate participation 

(a) Any participant may terminate its participation in 
the Special Drawing Account at any time by trans- 
mitting a notice in writing to the Fund at its Prin- 
cipal Office. Termination shall become effective on 
the date the notice is received. 

(b) A participant that withdraws from membership in the 
Fund shall be deemed to have simultaneously ter- 
minated its participation in the Special Drawing 
Account. 

Section 2. Settlement on termination 

(a) When a participant terminates its participation in the 
Special Drawing Account, all operations and trans- 
actions by the terminating participant in special 
drawing rights shall cease except as otherwise per- 
mitted under an agreement made pursuant to (c) 
below in Order to facilitate a settlement or as provid- 
ed in Sections 3, 5, and 6 of this Article or in 
Schedule H. Interest and charges that accrued to the 
date of termination and assessments levied before 
that date but not paid shall be paid in special draw- 
ing rights. 

(b) The Fund shall be obligated to redeem all special 
drawing rights held by the terminating participant, 
and the terminating participant shall be obligated to 
pay to the Fund an amount equal to its net cumulative 
allocation and any other amounts that may be due 
and payable because of its participation in the Special 
Drawing Account. These obligations shall be set off 
against each other and the amount of special drawing 
rights held by the terminating participant that is used 
in the setoff to extinguish its Obligation to the Fund 
shall be cancelled. 

(c) A settlement shall be made with reasonable dispatch 
by agreement between the terminating participant 
and the Fund with respect to any Obligation of the 
terminating participant or the Fund after the setoff 
in (b) above. If agreement on a settlement is not 
reached promptly the provisions of Schedule H shall 
apply. 

Section 3. Interest and charges 

After the date of termination the Fund shall pay 
interest on any outstanding balance of special drawing 
rights held by a terminating participant and the terminat- 
ing participant shall pay charges on any outstanding 
Obligation owed to the Fund at the times and rates 
prescribed under Article XXVI. Payment shall be made 
in special drawing rights. A terminating participant shall 
be entitled to obtain special drawing rights with currency 
convertible in fact to pay charges or assessments in a 
transaction with a participant specified by the Fund or 
by agreement from any other holder, or to dispose of 
special drawing rights received as interest in a trans- 


(f) Das Recht eines Teilnehmers, seine Sonderziehungs- 
rechte zu verwenden, darf nicht deswegen ausgesetzt 
werden, weil ihm die Berechtigung, die Fondsmittel 
gemäß Artikel IV Abschnitt 6, Artikel V Abschnitt 5, 
Artikel VI Abschnitt 1 oder Artikel XV Abschnitt 2 (a) 
in Anspruch zu nehmen, entzogen worden ist. Ar- 
tikel XV Abschnitt 2 darf nicht deswegen angewandt 
werden, weil ein Teilnehmer eine der Verpflichtungen 
in bezug auf Sonderziehungsrechte nicht erfüllt hat. 

Artikel XXX 
Beendigung der Teilnahme 

Abschnitt 1. Recht zur Beendigung der Teilnahme 

(a) Ein Teilnehmer kann jederzeit durch eine an die 
Hauptgeschäftsstelle des Fonds gerichtete schriftliche 
Anzeige seine Teilnahme am Sonderziehungskonto 
beenden. Die Beendigung wird wirksam in dem Zeit- 
punkt, in dem die Anzeige eingeht. 

(b) Das Ausscheiden eines Teilnehmers aus dem Fonds 
gilt zugleich als Beendigung seiner Teilnahme am 
Sonderziehungskonto. 

Abschnitt 2. Ausgleich bei der Beendigung 

(a) Beendet ein Teilnehmer seine Teilnahme am Sonder- 
ziehungskonto, so werden alle Operationen und Ge- 
schäfte dieses Teilnehmers mit Sonderziehungsrechten 
eingestellt, soweit sie nicht nach einer Vereinbarung 
gemäß (c) gestattet werden, um den Ausgleich zu 
erleichtern, oder soweit nicht in den Abschnitten 3, 
5 und 6 dieses Artikels oder im Anhang H etwas 
anderes vorgesehen ist. Zinsen und Gebühren, die bis 
zum Zeitpunkt der Beendigung aufgelaufen sind, 
sowie Umlagen, die vor diesem Zeitpunkt fällig 
waren, aber nicht bezahlt wurden, sind in Sonder- 
ziehungsrechten zu zahlen. 

(b) Der Fonds ist verpflichtet, alle im Besitz des aus- 
scheidenden Teilnehmers befindlichen Sonderziehungs- 
rechte zu tilgen; der ausscheidende Teilnehmer ist 
verpflichtet, dem Fonds den Gegenwert seiner kumu- 
lativen Nettozuteilung zuzüglich derjenigen Beträge 
zu zahlen, die er auf Grund seiner Teilnahme am 
Sonderziehungskonto schuldet und die fällig sind. 
Diese Verpflichtungen werden gegeneinander aufge- 
rechnet; der bei der Aufrechnung zur Tilgung der 
Verpflichtung gegenüber dem Fonds benutzte Teil 
der Bestände des ausscheidenden Teilnehmers an 
Sonderziehungsrechten wird eingezogen. 

(c) Mit tunlicher Beschleunigung ist durch Vereinbarung 
zwischen dem ausscheidenden Teilnehmer und dem 
Fonds der Ausgleich hinsichtlich der Verpflichtung 
dieses Teilnehmers oder des Fonds, die nach der in 
(b) genannten Aufrechnung verbleibt, herzustellen. 
Kommt eine Vereinbarung über den Ausgleich nicht 
alsbald zustande, so finden die Bestimmungen des 
Anhangs H Anwendung. 

Abschnitt 3. Zinsen und Gebühren 

Nach dem Zeitpunkt der Beendigung der Teilnahme 
zahlt der Fonds auf einen im Besitz des ausscheidenden 
Teilnehmers befindlichen Bestand an Sonderziehungs- 
rechten Zinsen, und der ausscheidende Teilnehmer zahlt 
für eine gegenüber dem Fonds bestehende Verpflichtung 
Gebühren; dabei gelten die gemäß Artikel XXVI be- 
stimmten Fälligkeiten und Sätze. Zahlungen sind in 
Sonderziehungsrechten zu leisten. Ein ausscheidender 
Teilnehmer ist berechtigt, für die Zahlung von Gebühren 
oder Umlagen Sonderziehungsrechte gegen de facto 
konvertierbare Währung durch ein Geschäft mit einem 
vom Fonds bestimmten Teilnehmer oder nach Verein- 
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action with any participant designated under Arti- 
cle XXV, Section 5, or by agrcement with any other 
holder. 


Section 4. Settlement of Obligation to the Fund 

Gold or currency received by the Fund from a termi- 
nating participant shall be used by the Fund to redeem 
special drawing rights held by participants in Propor- 
tion to the amount by which each participant's holdings 
of special drawing rights exceed its net cumulative allo- 
cation at the time the gold or currency is received by 
the Fund. Special drawing rigths so redeemed and special 
drawing rights obtained by a terminating participant 
under the provisions of this Agreement to meet any 
installment due under an agreement on settlement or 
under Schedule Fl and set off against that installment 
shall be cancelled. 

Section 5. Settlement of Obligation to a terminating 
participant 

Whenever the Fund is required to redeem special 
drawing rights held by a terminating participant, 
redemption shall be made with currency or gold provid- 
ed by participants specified by the Fund. These partici- 
pants shall be specified in accordance with the principles 
in Article XXV, Section 5. Hach specified participant 
shall provide at its Option the currency of the terminat- 
ing participant or currency convertible in fact or gold 
to the Fund and shall receive an equivalent amount of 
special drawing rights. Flowever, a terminating partici- 
pant may use its special drawing rights to obtain its 
own currency, currency convertible in fact, or gold 
from any holder, if the Fund so permits. 


Section 6. General Account transactions 

In order to facilitate settlement with a terminating 
participant the Fund may decide that a terminating par- 
ticipant shall: 

(i) use any special drawing rights held by it after the 
setoff in Section 2 (b) of this Article, when they are 
to be redeemed, in a transaction with the Fund con- 
ducted through the General Account to obtain its 
own currency or currency convertible in fact at the 
Option of the Fund; or 

(ii) obtain special drawing rights in a transaction with 
the Fund conducted through the General Account 
for a currency acceptable to the Fund or gold to 
meet any charges or installment due under an agree- 
ment or the provisions of Schedule H. 

Article XXXI 

Liquidation of the Special Drawing Account 

(a) The Special Drawing Account may not be liquidated 
except by decision of the Board of Governors. In an 
emergency, if the Executive Directors decide that 
liquidation of the Special Drawing Account may be 
necessary, they may temporarily suspend allocations 
or cancellations and all transactions in special draw- 
ing rights pending decision by the Board. A decision 
by the Board of Governors to liquidate the Fund 
shall be a decision to liquidate both the General 
Account and the Special Drawing Account. 


barung von einem anderen Inhaber von Sonderziehungs- 
rechten zu erwerben, oder Sonderziehungsrechte, die er 
als Zinsen erhalten hat, durch ein Geschäft mit einem 
gemäß Artikel XXV Abschnitt 5 designierten Teilnehmer 
oder nach Vereinbarung an einen anderen Berechtigten 
abzugeben. 

Abschnitt 4. Ausgleich von Verpflichtungen gegenüber 
dem Fonds 

Gold oder Währungsbeträge, die der Fonds von einem 
ausscheidenden Teilnehmer erhält, verwendet der Fonds 
dazu, um anteilig gleiche Teile derjenigen Bestände der 
Teilnehmer an Sonderziehungsrechten zu tilgen, welche 
die kumulative Nettozuteilung jedes Teilnehmers im 
Zeitpunkt des Gold- und Währungseinganges beim Fonds 
übersteigen. Derart getilgte Sonderziehungsrechte sowie 
Sonderziehungsrechte, die ein ausscheidender Teilneh- 
mer nach den Bestimmungen dieses Abkommens erwirbt, 
um eine gemäß einer Ausgleichsvereinbarung oder gemäß 
Anhang FI fällige Tilgungsrate zu zahlen, und die auf 
diese Tilgung angerechnet werden, sind einzuziehen. 

Abschnitt 5. Ausgleich von Verpflichtungen gegenüber 
ausscheidenden Teilnehmern 

Hat der Fonds Sonderziehungsrechte zu tilgen, die sich 
im Besitz eines ausscheidenden Teilnehmers befinden, so 
geschieht dies mit Währungs- oder Goldbeträgen, die 
durch vom Fonds bestimmte Teilnehmer zur Verfügung 
gestellt werden. Diese Teilnehmer werden nach den 
Grundsätzen von Artikel XXV Abschnitt 5 bestimmt. 
Jeder so bestimmte Teilnehmer stellt dem Fonds nach 
seiner Wahl Beträge in der Währung des ausscheidenden 
Teilnehmers oder de facto konvertierbaren anderen 
Währungen oder Gold zur Verfügung und erhält den 
Gegenwert in Sonderziehungsrechten. Ein ausscheidender 
Teilnehmer kann jedoch seine Sonderziehungsrechte auch 
dazu verwenden, um Beträge in seiner eigenen Währung, 
de facto konvertierbaren anderen Währungen oder Gold 
von einem beliebigen Inhaber zu erwerben, wenn der 
Fonds dies gestattet. 

Abschnitt 6. Geschäfte des Generalkontos 

Um den Ausgleich mit dem ausscheidenden Teilnehmer 
zu erleichtern, kann der Fonds beschließen, daß dieser 
Teilnehmer 

(i) Sonderziehungsrechte, die er nach der Aufrechnung 
gemäß Abschnitt 2 (b) dieses Artikels besitzt und die 
zur Tilgung anstehen, in einem Geschäft mit dem 
Generalkonto des Fonds zu verwenden hat, um nach 
Wahl des Fonds Beträge in seiner eigenen Währung 
oder in de facto konvertierbaren anderen Währungen 
zu erwerben; oder 

(ii) Sonderziehungsrechte in einem Geschäft mit dem 
Generalkonto des Fonds gegen eine für den Fonds 
akzeptable Währung oder gegen Gold zu erwerben 
hat, um Gebühren oder eine auf Grund einer Ver- 
einbarung oder nach den Bestimmungen des An- 
hangs H fällige Tilgungsrate zu zahlen. 

Artikel XXXI 

Liquidation des Sonderziehungskontos 

(a) Das Sonderziehungskonto kann nur auf Beschluß des 
Gouverneursrats aufgelöst werden. Kommen die 
Direktoren in einer Notlage zu dem Schluß, daß die 
Liquidation des Sonderziehungskontos möglicherweise 
notwendig ist, so können sie bis zu dem Beschluß 
des Rats Zuteilungen und Einziehungen sowie alle 
Geschäfte mit Sonderziehungsrechten aussetzen. Ein 
Beschluß des Gouverneursrats, den Fonds zu liqui- 
dieren, bedeutet, daß sowohl das Generalkonto als 
auch das Sonderziehungskonto aufzulösen sind. 
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(b) If the Board of Governors decides to liquidate the 
Special Drawing Account, all allocations or cancella- 
tions and all operations and transactions in special 
drawing rights and the activities of the Fund with 
respect to the Special Drawing Account shall cease 
except those incidental to the orderly discharge of 
the obligations of parücipants and of the Fund with 
respect to special drawing rights, and all obligations 
of the Fund and of participants under this Agreement 
with respect to special drawing rights shall cease 
except those set out in this Article, Article XVIII (c) t 
Article XXVI, Article XXVII (d) , Article XXX and 
Schedule H, or any agreement reached under Arti- 
cle XXX subject to paragraph 4 of Schedule H, Arti- 
cle XXXII, and Schedule I. 


(c) Upon liquidation of the Special Drawing Account, 
interest and charges that accrued to the date of liqui- 
dation and assessments levied before that date but 
not paid shall be paid in special drawing rights. The 
Fund shall be obligated to redeem all special draw- 
ing rights held by holders and each participant shall 
be obligated to pay the Fund an amount equal to its 
net cumulative allocation of special drawing rights 
and such other amounts as may be due and payable 
because of its participation in the Special Drawing 
Account. 

(d) Liquidation of the Special Drawing Account shall be 
administered in accordance with the provisions of 
Schedule I. 

Article XXXII 

Explanation ol Terms with Respect 
to Special Drawing Rights 

In interpreting the provisions of this Agreement with 
respect to special drawing rights the Fund and its mem- 
bers shall be guided by the following: 

(a) Net cumulative allocation of special drawing rights 
means the total amount of special drawing rights 
allocated to a participant less its share of special 
drawing rights that have been cancelled under Arti- 
cle XXIV, Section 2 (a). 

(b) Currency convertible in fact means: 

(1) a participant's currency for which a procedure 
exists for the conversion of balances of the cur- 
rency obtained in transactions involving special 
drawing rights into each other currency for which 
such procedure exists, at rates of exchange pre- 
scribed under Article XXV, Section 8, and which 
is the currency of a participant that 


(i) has accepted the obligations of Article VIII, 
Sections 2, 3, and 4, or 

(ii) for the settlement of international transac- 
tions in fact freely buys and sells gold within 
the limits prescribed by the Fund under Sec- 
tion 2 of Article IV; or 

(2) currency convertible into a currency described 
in paragraph (1) above at rates of exchange pre- 
scribed under Article XXV, Section 8. 

(c) A participant's reserve Position in the Fund means 
the sum of the gold tranche purchases it could make 


(b) Beschließt der Gouverneursrat, das Sonderziehungs- 
konto aufzulösen, so sind alle Zuteilungen oder Ein- 
ziehungen und alle Operationen und Geschäfte in 
Sonderziehungsrechten sowie jede Tätigkeit des Fonds 
bezüglich des Sonderziehungskontos einzustellen, mit 
Ausnahme derjenigen, die für eine geordnete Ab- 
wicklung der Verpflichtungen der Teilnehmer und des 
Fonds bezüglich der Sonderziehungsrechte notwendig 
sind; alle nach diesem Abkommen bestehenden Ver- 
pflichtungen des Fonds und der Teilnehmer bezüglich 
der Sonderziehungsrechte erlöschen mit Ausnahme 
der Verpflichtungen aus diesem Artikel, aus Artikel 
XVIII (c), Artikel XXVI, Artikel XXVII (d), Artikel 
XXX und Anhang Fl oder aus einer Vereinbarung 
gemäß Artikel XXX nach Maßgabe von Absatz 4 
des Anhangs H, aus Artikel XXXII und aus An- 
hang I. 

(c) Bei der Liquidation des Sonderziehungskontos werden 
Zinsen und Gebühren, die bis zum Zeitpunkt der 
Liquidation aufgelaufen sind, sowie Umlagen, die vor 
diesem Zeitpunkt angefordert, aber nicht bezahlt 
worden sind, in Sonderziehungsrechten bezahlt. Der 
Fonds ist verpflichtet, die Sonderziehungsrechte aller 
Inhaber zu tilgen; jeder Teilnehmer ist verpflichtet, 
an den Fonds den Gegenwert seiner kumulativen 
Nettozuteilung an Sonderziehungsrechten zuzüglich 
derjenigen Beträge zu zahlen, die er auf Grund sei- 
ner Teilnahme am Sonderziehungskonto schuldet und 
die fällig sind. 

(d) Die Liquidation des Sonderziehungskontos ist gemäß 
den Bestimmungen des Anhangs I vorzunehmen. 


Artikel XXXII 

Erläuterung von Ausdrücken 
in bezug auf Sonderziehungsrechte 

Bei der Auslegung der auf Sonderziehungsrechte be- 
züglichen Bestimmungen dieses Abkommens beachten 
der Fonds und seine Mitglieder folgende Erläuterungen: 

(a) Unter einer kumulativen Nettozuteilung von Sonder- 
ziehungsrechten ist die Summe der einem Teilnehmer 
zugeteilten Sonderziehungsrechte abzüglich seines 
Anteils an den Sonderziehungsrechten zu verstehen, 
die gemäß Artikel XXIV Abschnitt 2 (a) eingezogen 
worden sind. 

(b) Unter einer de facto konvertierbaren Währung 

(1) ist die Währung eines Teilnehmers zu verstehen, 
für die ein Verfahren zum Umtausch von mit 
Sonderziehungsrechten erworbenen Beträgen die- 
ser Währung in jede andere Währung besteht, 
für die es ebenfalls ein solches Verfahren gibt, 
und zwar zu Wechselkursen, die gemäß Artikel 
XXV Abschnitt 8 festgesetzt sind; dabei muß es 
sich um die Währung eines Teilnehmers handeln, 
der 

(i) die Verpflichtungen aus Artikel VIII Ab- 
schnitte 2, 3 und 4 übernommen hat oder 
(ii) zwecks Abwicklung internationaler Geschäfte 
Gold tatsächlich innerhalb der vom Fonds 
gemäß Abschnitt 2 des Artikels IV vorge- 
schriebenen Grenzen frei kauft und verkauft; 

(2) ist eine Währung zu verstehen, die in eine in 
Absatz (1) beschriebene Währung zu den gemäß 
Artikel XXV Abschnitt 8 festgesetzten Kursen 
umtauschbar ist. 

(c) Unter der Reserveposition eines Teilnehmers im Fonds 
ist die Summe der ihm zur Verfügung stehenden 
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and the amount of any indebtedness of the Fund 
which is readily repayable to the participant under 
a loan agreement." 


L 

Schedule B 

Provisions with Respect to Repurehase 
by a Member of its Currency Held by the Fund 

1. Paragraph 1 shall read: 

"1. In determining the extent to which repurehase of 
a member's currency from the Fund under Article V, 
Section 7 (b), shall be made with each convertible 
currency and each of the other types of monetary 
reserve, the following rule, subject to 2 below, shall 
apply: 

(a) If the member's monetary reserves have not in- 
creased during the year, the amount payable to 
the Fund shall be distributed among all types of 
reserves in proportion to the member's holdings 
thereof at the end of the year. 

(b) If the member's monetary reserves have increased 
during the year, a part of the amount payable to 
the Fund equal to one-half of the increase, minus 
one-half of any decrease in the Fund's holdings of 
the member's currency that has occurred during 
the year, shall be distributed among those types 
of reserves which have increased in proportion to 
the amount by which each of them has increased. 
The remainder of the sum payable to the Fund 
shall be distributed among all types of reserves 
in proportion to the member's remaining holdings 
thereof. 

(c) If after the repurchases required under Article V, 
Section 7 (b), had been made, the result would 
exceed either of the limits specified in Article V, 
Section 7 (c) (i) or (ii), the Fund shall require such 
repurchases to be made by the member propor- 
tionately in such manner that these limits will not 
be exceeded. 

(d) If after all the repurchases required under Arti- 
cle V, Section 7 (b), had been made, the result 
would exceed the limit specified in Article V, Sec- 
tion 7 (c) (iii), the amount by which the limit would 
be exceeded shall be discharged in convertible 
currencies as determined by the Fund without ex- 
ceeding that limit. 

(e) If a repurehase required under Article V, Sec- 
tion 7 (b), would exceed the limit specified in Arti- 
cle V, Section 7 (c) (iv), the amount by which the 
limit would be exceeded shall be repurchased at 
the end of the subsequent financial year or years 
in such a way that total repurchases under Arti- 
cle V, Section 7 (b), in any year would not exceed 
the limit specified in Article V, Section 7 (c) (iv)." 


2, Paragraph 2 shall read: 

"2. (a) The Fund shall not acquire the currency of 
any non-member under Article V, Section 7 

(b) and (c). 


Ziehungsmöglichkeiten in der Goldtranche sowie eine 
etwaige Schuld des Fonds zu verstehen, die auf Grund 
einer Kreditvereinbarung im Bedarfsfall an den Teil- 
nehmer rückzahlbar ist." 


L 

Anhang B 

Bestimmungen über den Rückkauf von im Besitz des Fonds 

befindlichen Beständen in einer Mitgliedswährung durch 
das betreffende Mitglied 

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„1. In welchem Umfang der Rückkauf der Währung 
eines Mitglieds vom Fonds gemäß Artikel V Ab- 
schnitt 7 (b) mit jeder konvertierbaren Währung und 
mit jeder anderen Art von Währungsreserven zu 
erfolgen hat, bestimmt sich vorbehaltlich des nach- 
stehenden Absatzes 2 nach folgenden Regeln: 

(a) Haben sich die Währungsreserven des Mitglieds 
während des Jahres nicht erhöht, so wird der an 
den Fonds zu zahlende Betrag auf alle Arten von 
Reserven im Verhältnis der Bestände aufgeteilt, 
die sich am Jahresende im Besitz des Mitglieds 
befinden. 

(b) Haben sich die Währungsreserven des Mitglieds 
während des Jahres erhöht, so wird der der Hälfte 
des Zuwachses entsprechende Teil des an den 
Fonds zu zahlenden Betrages abzüglich der Hälfte 
der Verminderung, die sich während des Jahres in 
den Beständen des Fonds in der Währung des Mit- 
glieds ergeben hat, auf die angewachsenen Reser- 
ven aufgeteilt, und zwar im Verhältnis der Beträge, 
um die die einzelnen Reservearten zugenommen 
haben. Der Rest der an den Fonds zu zahlenden 
Summe wird auf alle Arten von Reserven im Ver- 
hältnis der dem Mitglied verbleibenden Bestände 
aufgeteilt. 

(c) Würde die Vornahme der in Artikel V Abschnitt 7 
(b) vorgeschriebenen Rückkäufe dazu führen, daß 
eine der in Artikel V Abschnitt 7 (c) oder (ii) ge- 
setzten Grenzen überschritten wird, so hat der 
Fonds das Mitglied anzuhalten, die Rückkäufe 
anteilmäßig so vorzunehmen, daß diese Grenzen 
nicht überschritten werden. 

(d) Würde die Vornahme aller in Artikel V Ab- 
schnitt 7 (b) vorgeschriebenen Rückkäufe dazu füh- 
ren, daß die in Artikel V Abschnitt 7 (c) (iii) ge- 
setzte Grenze überschritten wird, so ist der Betrag, 
um den die Grenze überschritten würde, in solchen 
durch den Fonds zu bestimmenden konvertierbaren 
Währungen zu leisten, daß die Grenze nicht über- 
schritten wird. 

(e) Würde ein in Artikel V Abschnitt 7 (b) vorgeschrie- 
bener Rückkauf die in Artikel V Abschnitt 7 (c) (iv) 
gesetzte Grenze überschreiten, so ist der Betrag, 
um den die Grenze überschritten würde, am Ende 
des folgenden Geschäftsjahres oder der folgenden 
Geschäftsjahre auf solche Weise zurückzukaufen, 
daß die gesamten Rückkäufe gemäß Artikel V Ab- 
schnitt 7 (b) in jedem Jahr die in Artikel V Ab- 
schnitt 7 (c) (iv) gesetzte Grenze nicht überschrei- 
ten." 

2. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„2. (a) Die Währung eines Nichtmitglieds darf vom 
Fonds gemäß Artikel V Abschnitt 7 (b) und 

(c) nicht erworben werden. 
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(b) Any amount payable in the currency of a 
non-member under 1 (a) or 1 (b) above shall 
be paid in the convertible currencies of 
members as determined by the Fund." 

3. The following paragraphs 5 and 6 shall be added to 
Schedule B: 

"5. In calculating monetary reserves and the in- 
crease in monetary reserves during any year for the 
purpose of Article V, Section 7 (b) and (c), the Fund 
may decide in its discretion, on the request of a 
member, that deductions shall be made for obligations 
outstanding as the result of transactions between 
members under a reciprocal facility by which a mem- 
ber agrees to exchange on demand its currency for the 
currency of the other member up to a maximum 
amount and on terms requiring that each such trans- 
action be reversed within a specified period not in 
excess of nine months." 


"6. In calculating monetary reserves and the in- 
crease in monetary reserves for the purpose of Arti- 
cle V, Section 7 (b) and (c), Article XIX (e) shall apply 
except that the following Provision shall apply at the 
end of a financial year if it was in effect at the be- 
ginning of that year: 

'A member's monetary reserves shall be calcu- 
lated by deducting from its central holdings the 
currency liabilities to the Treasuries, central banks, 
stabilization funds, or similar fiscal agencies of other 
members or non-niembers specified under (d) above, 
together with similar liabilities to other official 
institutions and other banks in the territories of 
members, or non-members specified under (d) above. 
To these net holdings shall be added the sums 
deemed to be official holdings of other official insti- 
tutions and other banks under (c) above.’ " 


M 

The following Schedules shall be added after Schedule E: 

"Schedule F 

Designation 

During the first basic period the rules for designation 
shall be as follows: 

(a) Participants subject to designation under Ar- 
ticle XXV, Section 5 (a) (i), shall be designated for 
such amounts as will promote over time equality in 
the ratios of the participants’ holdings of special 
drawing rights in excess of theii net cumulative al- 
locations to their official holdings of gold and for- 
eign exchange. 

(b) The formula to give effect to (a) above shall be such 
that participants subject to designation shall be de- 
signated: 

(i) in Proportion to their official holdings of gold 
and foreign exchange when the ratios described 
in (a) above are equal; and 

(ii) in such manner as gradually to reduce the dif- 
ference between the ratios described in (a) above 
that are low and the ratios that are high. 


(b) Ein Betrag, der gemäß 1 (a) oder 1 (b) in 
der Währung eines Nichtmitglieds zu zahlen 
wäre, ist in den vom Fonds zu bestimmenden 
konvertierbaren Währungen von Mitgliedern 
zu zahlen." 

3. Die folgenden Absätze 5 und 6 werden dem Anhang B 
angefügt: 

„5. Bei der Errechnung der Währungsreserven und 
des Zuwachses an Währungsreserven während eines 
Jahres für die Zwecke von Artikel V Abschnitt 7 (b) 
und (c) kann der Fonds nach seinem Ermessen auf 
Antrag eines Mitglieds beschließen, daß Abzüge für 
Verpflichtungen gemacht werden, die bei Geschäften 
zwischen Mitgliedern im Rahmen gegenseitiger Kre- 
ditfazilitäten entstanden sind, bei denen sich ein Mit- 
glied bereit erklärt, auf Verlangen seine Währung bis 
zu einem Höchstbetrag gegen die Währung des anderen 
Mitglieds umzutauschen, und bei denen eine Umkeh- 
rung jedes dieser Geschäfte innerhalb eines bestimm- 
ten, neun Monate nicht überschreitenden Zeitraums 
vorgesehen ist." 

„6. Bei der Errechnung der Währungsreserven und 
des Zuwachses an Währungsreserven für die Zwecke 
von Artikel V Abschnitt 7 (b) und (c) findet Arti- 
kel XIX (e) Anwendung; jedoch ist am Ende eines 
Geschäftsjahres die folgende Vorschrift anzuwenden, 
wenn sie am Anfang dieses Jahres in Kraft war: 

,Die Währungsreserven eines Mitglieds werden in 
der Weise errechnet, daß von seinen zentralen Be- 
ständen die Währungsverbindlichkeiten gegenüber 
den Schatzämtern, Zentralbanken, Stabilisierungs- 
fonds oder ähnlichen Fiskalstellen anderer im vor- 
stehenden Buchstaben (d) bezeichneter Mitglieder 
oder Nichtmitglieder sowie ähnliche Verbindlichkei- 
ten gegenüber anderen öffentlichen Einrichtungen 
und anderen Banken in den Gebieten der in vor- 
stehendem Buchstaben (d) bezeichneten Mitglieder 
oder Nichtmitglieder abgezogen werden. Zu diesen 
Nettobeständen werden diejenigen Summen hinzu- 
gerechnet, die gemäß dem vorstehenden Buchstaben 
(c) als offizielle Bestände anderer öffentlicher Ein- 
richtungen und anderer Banken angesehen werden.' " 


M 

Nach Anhang E werden folgende Anhänge angefügt: 

„Anhang F 

Designierung 

In der ersten Zuteilungsperiode gelten folgende Desig- 
nierungsregeln: 

(a) Teilnehmer, die der Designierung auf Grund von 
Artikel XXVAbschnitt 5 (a) (i) unterliegen, werden 
mit solchen Beträgen herangezogen, daß im Laufe 
der Zeit die Verhältnissätze zwischen den Bestän- 
den der Teilnehmer an Sonderziehungsrechten, wel- 
che die kumulativen Nettozuteilungen übersteigen, 
und ihren offiziellen Beständen an Gold und Devisen 
möglichst gleich werden. 

(b) Die Formel für die Durchführung von (a) ist so zu 
gestalten, daß die der Designierung unterliegenden 
Teilnehmer 

(i) bei Gleichheit der in (a) genannten Verhältnis- 
sätze proportional zu ihren offiziellen Beständen 
an Gold und Devisen herangezogen werden; 

(ii) im übrigen in der Weise herangezogen werden, 
daß die Unterschiede zwischen den niedrigen und 
hohen in (a) genannten Verhältnissätzen allmäh- 
lich verringert werden. 
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Schedule G 

Reconstitution 

1. Düring the first basic period the rules for reconstitu- 
tion shall be as follows: 

(a) (i) A participant shall so use and reconstitute its 

holdings of special drawing rights that, five 
years after the first allocation and at the end 
of each calendar quarter thereafter, the average 
of its total daily holdings of special drawing 
rights over the most recent five-year period will 
be not less than thirty percent of the average 
of its daily net cumulative allocation of special 
drawing rights over the same period. 


(ii) Two years after the first allocation and at the 
end of each calendar month thereafter the Fund 
shall make calculations for each participant so 
as to ascertain whether and to what extent the 
participant would need to acquire special draw- 
ing rights between the date of the calculation 
and the end of any five-year period in Order 
to comply with the requirement in (a) (i) above. 
The Fund shall adopt regulations with respect 
to the bases on which these calculations shall 
be raade and with respect to the timing of the 
designation of participants under Article XXV, 
Section5 (a) ( ii) , in order to assist them to com- 
ply with the requirement in (a) (i) above. 

(iii) The Fund shall give special notice to a partici- 
pant when the calculations under (a) (ii) above 
indicate that it is unlikely that the participant 
will be able to coinply with the requirement in 
(a) (i) above unless it ceases to use special draw- 
ing rights for the rest of the period for which 
the calculation was made under (a) (ii) above. 

(iv) A participant that needs to acquire special draw- 
ing rights to fulfill this Obligation shall be ob- 
ligated and entitled to obtain them, at its Option 
for gold or currency acceptable to the Fund, in 
a transaction with the Fund conducted through 
the General Account. If sufficient special draw- 
ing rights to fulfill this Obligation cannot be ob- 
tained in this way, the participant shall be ob- 
ligated and entitled to obtain them with cur- 
rency convertible in fact from a participant 
which the Fund shall specify. 

(b) Participants shall also pay due regard to the desir- 
ability of pursuing over time a balanced relationship 
between their holdings of special drawing rights and 
their holdings of gold and foreign exchange and their 
reserve positions in the Fund. 

2. If a participant fails to comply with the rules for 
reconstitution, the Fund shall determine whether or not 
the circumstances justifiy Suspension under Arti- 
cle XXIX, Section 2 (b). 

Schedule H 

Termination oi Participation 

1. If the Obligation remaining after the setoff under 
Article XXX, Section 2 (b) , is to the terminating partici- 
pant and agreement on settlement between the Fund and 
the terminating participant is not reached within six 
months of the date of termination, the Fund shall redeem 
this balance of special drawing rights in equal half-year- 
ly installmcnts within a maximum of five years of the 


Anhang G 

Rekonstitution 

1. In der ersten Zuteilungsperiode gelten folgende 
Rekonstitutionsregeln: 

(a) (i) Jeder Teilnehmer hat seine Bestände an Sonder- 

ziehungsrechten in der Weise zu verwenden und 
wiederherzustellen, daß fünf Jahre nach der 
ersten Zuteilung und am Ende jedes danach fol- 
genden Kalendervierteljahres der Durchschnitt 
seiner gesamten täglichen Bestände an Sonder- 
ziehungsrechten wahrend der zuletzt abgelaufe- 
nen Fünfjahresperiode mindestens 30°/o des 
Durchschnitts seiner täglichen kumulativen Netto- 
zuteilung an Sonderziehungsrechten im gleichen 
Zeitraum beträgt. 

(ii) Zwei Jahre nach der ersten Zuteilung und am 
Ende jedes darauf folgenden Kalendermonats 
stellt der Fonds durch Berechnungen für jeden 
Teilnehmer fest, ob und in welchem Ausmaß der 
Teilnehmer vom Zeitpunkt der Berechnung an 
bis zum Ende der Fünfjahresperiode Sonderzie- 
hungsrechte erwerben müßte, um dem in (a) 
(i) genannten Erfordernis gerecht zu werden. Der 
Fonds beschließt Vorschriften über die Grund- 
sätze, nach denen diese Berechnungen durchzu- 
führen sind, sowie über den zeitlichen Ablauf der 
Designierung von Teilnehmern gemäß Arti- 
kel XXV Abschnitt 5 (a) (ii) , um diese bei der 
Erfüllung des in (a) (i) genannten Erfordernisses 
zu unterstützen. 

(iii) Der Fonds hat einen Teilnehmer besonders 
darauf hinzuweisen, wenn die Berechnungen 
gemäß (a) (ii) zeigen, daß der Teilnehmer dem 
Erfordernis in (a) (i) wahrscheinlich nicht gerecht 
werden kann, falls er nicht die Verwendung von 
Sonderziehungsrechten für den Rest des Zeit- 
raumes einstellt, für den die Berechnung gemäß 
(a) (ii) angestellt worden ist. 

(iv) Ein Teilnehmer, der zur Erfüllung dieser Ver- 
pflichtung Sonderziehungsrechte erwerben muß, ist 
verpflichtet und berechtigt, sie im Wege eines 
Geschäfts mit dem Generalkonto beim Fonds zu 
erwerben, und zwar nach seiner Wahl gegen Gold 
oder eine für den Fonds akzeptable Währung 
Können auf diese Weise nicht genügend Sonder- 
ziehungsrechte zur Erfüllung dieser Verpflichtung 
beschafft werden, so ist der Teilnehmer verpflich- 
tet und berechtigt, sie gegen eine de facto konver- 
tierbare Währung bei einem vom Fonds zu be- 
stimmenden Teilnehmer zu erwerben. 

(b) Die Teilnehmer haben auch darauf zu achten, daß es 
erwünscht ist, im Laufe der Zeit ein ausgewogenes 
Verhältnis zwischen ihren Beständen an Sonderzie- 
hungsrechten und ihren Beständen an Gold und Devi- 
sen sowie ihren Reservepositionen im Fonds zu er- 
zielen. 

2. Hält ein Teilnehmer die Rekonstitutionsregeln nicht 
ein, so bestimmt der Fonds, ob die Umstände eine Aus- 
setzung gemäß Artikel XXIX Abschnitt 2 (b) rechtfertigen. 

Anhang H 

Beendigung der Teilnahme 

1. Besteht nach der Aufrechnung gemäß Artikel XXX 
Abschnitt 2 (b) eine Verpflichtung gegenüber dem aus- 
scheidenden Teilnehmer und kommt innerhalb von sechs 
Monaten nach dem Zeitpunkt der Beendigung zwischen 
dem Fonds und diesem Teilnehmer keine Vereinbarung 
über den Ausgleich zustande, so tilgt der Fonds diese 
restlichen Sonderziehungsrcchte in gleichen Halbjahres- 
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date of termination. The Fund shall redeem this balance 
as it may determine, either (a) by the payment to the 
terminating participant of the amounts provided by the 
remaining participants to the Fund in accordance with 
Article XXX, Section 5, or (b) by permitting the termi- 
nating participant to use its special drawing rights to 
obtain its own currency or currency convertible in fact 
from a participant specified by the Fund, the General 
Account, or any other holder. 


2. If the Obligation remaining after the setoff under 
Article XXX, Section 2 (b), is to the Fund and agreement 
on settlement is not reached within six months of the 
date of termination, the terminating participant shall dis- 
charge this Obligation in equal half-yearly installments 
within three years of the date of termination or within 
such longer period as may be fixed by the Fund. The 
terminating participant shall discharge this Obligation, as 
the Fund may determine, either (a) by the payment to 
the Fund of currency convertible in fact or gold at the 
Option of the terminating participant, or (b) by obtain- 
ing special drawing rights, in accordance with Arti- 
cle XXX, Section 6, from the General Account or in 
agreement with a participant specified by the Fund or 
from any other holder, and the setoff of these special 
drawing rights against the installment due. 


3. Installments under either 1 or 2 above shall fall due 
six months after the date of termination and at intervals 
of six months thereafter. 

4. In the event of the Special Drawing Account going 
into liquidation under Article XXXI within six months 
of the date a participant terminates its participation, the 
settlement between the Fund and that government shall 
be made in accordance with Article XXXI and Schedule I. 

Schedule I 

Administration of Liquidation 
of the Special Drawing Account 

1. In the event of liquidation of the Special Drawing 
Account, participants shall discharge their obligations to 
the Fund in ten half-yearly installments, or in such longer 
period as the Fund may decide is needed, in currency 
convertible in fact and the currencies of participants 
holding special drawing rights to be redeemed in any 
installment to the extent of such redemption, as de- 
termined by the Fund. The first half-yearly payment shall 
be made six months after the decision to Iiquidate the 
Special Drawing Account. 

2. If it is decided to Iiquidate the Fund within six 
months of the date of the decision to Iiquidate the Spe- 
cial Drawing Account, the liquidation of the Special 
Drawing Account shall not proceed until special drawing 
rights held in the General Account have been distributed 
in accordance with the following rule: 

After the distribution made under 2 (a) of Schedule E, 
the Fund shall apportion its special drawing rights 
held in the General Account among all members 
that are participants in proportion to the amounts 
due to each participant after the distribution under 
2 (a). To determine the amount due to each member 
for the purpose of apportioning the remainder of its 
holdings of each currency under 2 (c) of Schedule E, 
the Fund shall deduct the distribution of special 
drawing rights made under this rule. 


raten innerhalb von höchstens fünf Jahren nach dem Zeit- 
punkt der Beendigung. Der Fonds hat diesen Rest da- 
durch zu tilgen, daß er nach eigenem Ermessen entweder 
(a) dem ausscheidenden Teilnehmer die Beträge zahlt, 
die dem Fonds von den verbleibenden Teilnehmern 
gemäß Artikel XXX Abschnitt 5 zur Verfügung gestellt 
werden, oder (b) dem ausscheidenden Teilnehmer ge- 
stattet, mit seinen Sonderziehungsrechten Beträge in 
seiner eigenen Währung oder de facto konvertierbaren 
anderen Währungen von einem durch den Fonds be- 
stimmten Teilnehmer, vom Generalkonto oder von einem 
beliebigen anderen Inhaber zu erwerben. 

2. Besteht nach der Aufrechnung gemäß Artikel XXX 
Abschnitt 2 (b) eine Verpflichtung gegenüber dem Fonds 
und kommt innerhalb von sechs Monaten nach dem Zeit- 
punkt der Beendigung keine Vereinbarung über den Aus- 
gleich zustande, so tilgt der ausscheidende Teilnehmer 
diese Verpflichtung in gleichen Halbjahresraten innerhalb 
von drei Jahren nach dem Zeitpunkt der Beendigung 
oder im Laufe einer längeren Frist, die vom Fonds fest- 
gelegt werden kann. Der ausscheidende Teilnehmer hat 
diese Schuld in der Weise zu tilgen, daß er nach Anwei- 
sung des Fonds entweder (a) nach seiner eigenen Wahl 
dem Fonds einen Betrag in de facto konvertierbarer Wäh- 
rung oder in Gold zahlt, oder (b) gemäß Artikel XXX 
Abschnitt 6 vom Generalkonto oder von einem vom 
Fonds bestimmten, damit einverstandenen Teilnehmer 
oder von einem anderen Inhaber Sonderziehungsrechte 
erwirbt und diese Sonderziehungsrechte gegen die fäl- 
lige Rate aufgerechtnet werden. 

3. Die gemäß Absatz 1 oder Absatz 2 zu zahlenden 
Raten sind sechs Monate nach dem Zeitpunkt der Beendi- 
gung und danach in Abständen von sechs Monaten fällig. 

4. Falls das Sonderziehungskonto gemäß Artikel XXXI 
innerhalb von sechs Monaten nach dem Ausscheiden 
eines Teilnehmers in Liquidation tritt, ist der Ausgleich 
zwischen dem Fonds und dessen Regierung gemäß 
Artikel XXXI und Anhang I durchzuführen. 

Anhang I 

Durchführung der Liquidation des Sonderziehungskontos 

1. Im Falle der Liquidation des Sonderziehungskontos 
haben die Teilnehmer ihre Verpflichtungen gegenüber 
dem Fonds in zehn Halbjahresraten oder innerhalb einer 
längeren Frist, die der Fonds für erforderlich hält, in 
einer de facto konvertierbaren Währung und in den Wäh- 
rungen von solchen Teilnehmern zu tilgen, die Bestände 
an Sonderziehungsrechten besitzen, welche abzulösen 
sind, letzteres jedoch nur bis zum Betrag der jeweiligen 
Tilgungsrate; Näheres bestimmt der Fonds. Die erste 
Halbjahresrate ist sechs Monate nach dem Beschluß 
zur Liquidation des Sonderziehungskontos zu leisten. 

2. Wird innerhalb von sechs Monaten nach dem Zeit- 
punkt des Beschlusses zur Liquidation des Sonderzie- 
hungskontos auch die Liquidation des Fonds beschlossen, 
so wird die Liquidation des Sonderziehungskontos erst 
dann fortgesetzt, wenn die im Besitz des Generalkontos 
befindlichen Sonderziehungsrechte nach folgender Regel 
verteilt worden sind: 

Nach der Verteilung gemäß Absatz 2 (a) des An- 
hangs E teilt der Fonds seine im Generalkonto be- 
findlichen Sonderziehungsrechte allen Mitgliedern 
zu, die Teilnehmer sind, und zwar im Verhältnis der 
Beträge, die jedem Teilnehmer nach der Verteilung 
gemäß Absatz 2 (a) zustehen. Bei der Ermittlung des 
Betrages, der jedem Mitglied für die Zwecke der 
Zuteilung des Restes der Fondsbestände an jeder 
Währung gemäß Absatz 2 (c) des Anhangs E zusteht, 
zieht der Fonds die nach dieser Regel vorgenom- 
mene Verteilung von Sonderziehungsrechten ab. 
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3. With the amounts received under 1 above, the Fund 
shall redeem special drawing rights held by holders in 
the following manner and order: 

(a) Special drawing rights held by governments that 
have terminated their participation more than six 
months betöre the date the Board of Governors de- 
cides to liquidate the Special Drawing Account shall 
be redeemed in accordance with the terms of any 
agreement under Article XXX or Schedule H. 

(b) Special drawing rights held by holders that are not 
participants shall be redeemed betöre those held by 
participants, and shall be redeemed in proportion to 
the amount held by each holder. 

(c) The Fund shall determine the proportion of special 
drawing rights held by each participant in relation 
to its net cumulative allocation. The Fund shall first 
redeem special drawing rights from the participants 
with the highest proportion until this proportion is 
reduced to that of the second highest proportion; the 
Fund shall then redeem the special drawing rights 
held by these participants in accordance with their 
net cumulative allocations until the proportions are 
reduced to that of the third highest proportion; and 
this process shall be continued until the amount a- 
vailable for redemption is exhausted. 

4. Any amount that a participant will be entitled to 
receive in redemption under 3 above shall be set off 
against any amount to be paid under 1 above. 

5. Düring liquidation the Fund shall pay interest on 
the amount of special drawing rights held by holders, 
and each participant shall pay charges on the net cumu- 
lative allocation of special drawing rights to it less the 
amount of any payments made in accordance with 1 
above. The rates of interest and charges and the time 
of payment shall be determined by the Fund. Payments 
of interest and charges shall be made in special drawing 
rights to the extent possible. A participant that does 
not hold sufficient special drawing rights to meet any 
charges shall make the payment with gold or a currency 
specified by the Fund. Special drawing rights received 
as charges in amounts needed for administrative ex- 
penses shall not be used for the payment of interest, but 
shall be transferred to the Fund and shall be redeemed 
first and with the currencies used by the Fund to meet 
its expenses. 

6. While a participant is in default with respect to 
any payment required by 1 or 5 above, no amounts shall 
be paid to it in accordance with 2 or 5 above. 

7. If after the final payments have been made to par- 
ticipants each participant not in default does not hold 
special drawing rights in the same proportion to its net 
cumulative allocation, those participants holding a lower 
proportion shall purchase from those holding a higher 
proportion such amounts in accordance with arrange- 
ments made by the Fund as will make the proportion of 
their holdings of special drawing rights the same. Hach 
participant in default shall pay to the Fund its own 
currency in an amount equal to its default. The Fund 
shall apportion this currency and any residual Claims 
among participants in proportion to the amount of special 
drawing rights held by each and these special drawing 
rights shall be cancelled. The Fund shall then close the 
books of the Special Drawing Account and all of the 
Fund's liabilities arising from the allocations of special 
drawing rights and the administration of the Special 
Drawing Account shall cease. 

8. Each participant whose currency is distributed to 
other participants under this Schedule guarantees the 


3. Mit den gemäß Absatz 1 erhaltenen Beträgen tilgt 
der Fonds die Sonderziehungsrechte der Inhaber auf fol- 
gende Weise und in folgender Reihenfolge: 

(a) Sonderziehungsrechte im Besitz von Regierungen, die 
ihre Teilnahme mehr als sechs Monate vor dem Be- 
schluß der Gouverneure zur Liquidation des Sonder- 
ziehungskontos beendet haben, werden nach den 
Bestimmungen einer gemäß Artikel XXX oder An- 
hang H geschlossenen Vereinbarung getilgt. 

(b) Sonderziehungsrechte im Besitz von Inhabern, die 
keine Teilnehmer sind, werden vor den Sonderzie- 
hungsrechten im Besitz von Teilnehmern getilgt, und 
zwar im Verhältnis der Bestände eines jeden In- 
habers. 

(c) Der Fonds stellt das Verhältnis fest, in dem die Son- 
derziehungsrechte jedes Teilnehmers zu seiner kumu- 
lativen Nettozuteilung stehen. Zuerst tilgt der Fonds 
beim Teilnehmer mit dem höchsten Verhältnissatz 
so viele Sonderziehungsrechte, bis dieses Verhältnis 
dem zweithöchsten Verhältnissatz angeglichen ist; 
der Fonds .tilgt sodann so viele Sonderziehungsrechte 
dieser Teilnehmer in den Proportionen ihrer kumula- 
tiven Nettozuteilungen, bis das Verhältnis dem dritt- 
höchsten Verhältnissatz angeglichen ist; dieses Ver- 
fahren wird fortgesetzt, bis der für die Tilgung ver- 
fügbare Betrag aufgebraucht ist. 

4. Beträge, auf die ein Teilnehmer bei der Tilgung 
gemäß Absatz 3 Anspruch hat, werden gegen Beträge auf- 
gerechnet, die gemäß Absatz 1 zu zahlen sind. 

5. Während der Liquidation zahlt der Fonds auf die 
Bestände der Inhaber von Sonderziehungsrechten Zinsen; 
jeder Teilnehmer zahlt an den Fonds Gebühren für seine 
kumulative Nettozuteilung an Sonderziehungsrechten ab- 
züglich der gemäß Absatz 1 gezahlten Beträge. Die Sätze 
für Zinsen und Gebühren sowie der Zahlungstermin wer- 
den vom Fonds bestimmt. Soweit möglich, werden Zinsen 
und Gebühren in Sonderziehungsrechten gezahlt. Ein 
Teilnehmer, der für die Zahlung von Gebühren nicht ge- 
nügend Sonderziehungsrechte besitzt, zahlt in Gold oder 
einer vom Fonds bestimmten Währung. Sonderziehungs- 
rechte, die für Gebührenzahlungen eingehen und zur 
Deckung von Verwaltungskosten gebraucht werden, dür- 
fen nicht zur Zahlung von Zinsen verwendet werden; sie 
sind dem Fonds zu übertragen und von diesem vorrangig 
zu tilgen, und zwar mit den von ihm zur Bezahlung seiner 
Ausgaben verwendeten Währungen. 

6. Solange ein Teilnehmer mit einer nach Absatz 1 
oder 5 vorgeschriebenen Zahlung in Verzug ist, werden an 
ihn keine Beträge gemäß Absatz 2 oder 5 gezahlt. 

7. Wenn nach den letzten Zahlungen an die Teilneh- 
mer die nicht in Verzug befindlichen Teilnehmer Sonder- 
ziehungsrechte nicht im gleichen Verhältnis zu ihren 
kumulativen Nettozuteilungen besitzen, so kaufen die 
Teilnehmer mit einem niedrigeren Verhältnissatz von den 
Teilnehmern mit einem höheren Verhältnissatz nach Maß- 
gabe entsprechender Vorkehrungen des Fonds diejenigen 
Beträge, die erforderlich sind, um die Verhältnissätze 
ihrer Bestände an Sonderziehungsrechten anzugleichen. 
Jeder in Verzug befindliche Teilnehmer zahlt an den 
Fonds den rückständigen Betrag in seiner eigenen Wäh- 
rung. Der Fonds teilt diese Währungsbeträge und alle 
Restforderungen unter den Teilnehmern im Verhältnis 
der im Besitz jedes Teilnehmers befindlichen Sonder- 
ziehungsrechte auf; diese Sonderziehungsrechte werden 
eingezogen. Sodann schließt der Fonds das Sonderzie- 
hungskonto; alle etwaigen Verbindlichkeiten des Fonds 
aus Zuteilungen von Sonderziehungsrechten und der 
Verwaltung des Sonderziehungskontos erlöschen damit. 

8. Jeder Teilnehmer, dessen Währung nach diesem 
Anhang an andere Teilnehmer verteilt wird, garantiert 
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unrestricted use of such currency at all times for the 
purchase of goods or for payments of sums due to it or 
to persons in its territories. Each participant so obligated 
agrees to compensate other participants for any loss re- 
sulting from the difference between the value at which 
the Fund distributed its currency under this Schedule and 
the value realized by such participants on disposal of its 
currency." 


die jederzeitige uneingeschränkte Verwendbarkeit dieser 
Währung zum Kauf von Waren oder für die Bezahlung 
von Beträgen, die ihm oder Personen in seinen Gebieten 
geschuldet werden. Jeder derart verpflichtete Teilnehmer 
erklärt sich bereit, andere Teilnehmer für jeden Verlust 
zu entschädigen, der sich aus dem Unterschied zwischen 
dem Wert, zu dem der Fonds seine Währung gemäß die- 
sem Anhang verteilt hat, und dem Wert ergibt, den diese 
Teilnehmer bei der Verwendung seiner Währung er- 
zielen." 


Denkschrift 


I. Allgemeines 

Im Abkommen über den Internationalen Währungs- 
fonds (IWF) ! ) haben sich nahezu alle Länder der 
freien Welt zur Zusammenarbeit mit dem Ziel der 
Aufrechterhaltung eines freien und stabilen Wäh- 
rungssystems verpflichtet. Diese Währungsordnung 
beruht auf dem Prinzip der freien Austauschbarkeit 
der Währungen (Konvertibilität) und einem System 
fester Wechselkurse. Eine Änderung der Wechsel- 
kurse ist nur bei grundlegenden Zahlungsbilanz- 
Ungleichgewichten vorgesehen. Die Relation der 
Währungen untereinander bemißt sich an einem von 
den Ländern festgesetzten Paritätswert gegenüber 
dem Gold (oder dem US-Dollar mit einem bestimm- 
ten Goldwert). Schwankungen der Wechselkurse um 
den Paritätswert sind innerhalb enger Grenzen zu- 
gelassen. Um den Wechselkurs der eigenen Währung 
innerhalb dieser festgesetzten Grenzen zu halten, 
stellen Länder mit einem Zahlungsbilanzüberschuß 
dem Devisenmarkt eigene Währung zur Verfügung 
und nehmen fremde Währung auf. Währungsbehör- 
den der Länder, die ein Zahlungsbilanzdefizit haben, 
kaufen ihre eigene Währung auf den Devisen- 
märkten und verkaufen fremde Währungen. Auf 
diese Weise wird der Spitzenausgleich der Zah- 
lungsbilanzen sichergestellt. 

Um dieses System funktionsfähig zu machen, be- 
nötigen die Währungsbehörden einen Bestand an 
internationalen Währungsreserven, mit denen sie 
auf den Devisenmärkten intervenieren können. 
Schon in den dreißiger Jahren, insbesondere aber 
nach dem zweiten Weltkrieg, hat sich der Dollar 
zur wichtigsten Reserve- und Interventionswährung 
entwickelt, während die Rolle des englischen Pfun- 
des, das früher eine bedeutende Leit- und Reserve- 
währung war, nur noch regional begrenzt ist. Eine 
wichtige Rolle als Reserveinstrument spielt noch 
immer das Gold, doch hat es mit der Zunahme des 
Bestandes an Reservewährungen relativ an Bedeu- 
tung verloren. Es wird nicht selbst an den Devisen- 
märkten verwendet, die Währungsbehörden können 

i) Das IWF-Abkommen wurde zusammen mit dem Abkommen über 
die Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (Welt- 
bank) in Bretton Woods im Jahre 1944 fertiqgestellt. Das IWF- 
Abkommen wurde Ende 1945 in Kraft gesetzt. Die Bundesrepublik 
trat beiden Abkommen 1952 bei (Bundcsgcsctzbl. 1952 11 S. 637). 


sich gegen Gold aber jederzeit Interventionswäh- 
rungen beschaffen. Das gegenwärtige Währungs- 
system wird mit dem Namen „Gold-Devisen-Stan- 
dard” gekennzeichnet; er präsentiert sich für den 
Bereich der wichtigsten Industrieländer als Gold- 
Dollar-Standard. 

Die Weltwirtschaft hat innerhalb des gegenwärtigen 
Systems in den letzten 20 Jahren einen beispiellosen 
Aufschwung genommen. Hierbei hat der mit zuneh- 
mender Liberalisierung des Handels- und Zahlungs- 
verkehrs wachsende Welthandel eine erhebliche 
Rolle gespielt. Er stieg seit 1950 mit einer durch- 
schnittlichen Jahresrate von 7,6 v. H. an. 

Das starke Wachstum des Welthandels ging parallel 
mit einem kräftigen Anstieg der Reservebestände 
in der Welt. 

Gold und Währungsreserven der 
Währungsbehörden der westlichen Länder 
in Mrd. $ 


Ende 1950 Ende 1958 Ende 1967 


Gold 

33,8 

38,0 

39,5 

Währungen 

13,3 

16,9 

28,3 

(davon Dollar) 

(4,9) 

(9,6) 

(18,3) 


47,1 

54,9 

67,8 


Dazu kommen noch Bestände in der Form von un- 
bedingt, d. h. ohne wirtschaftspolitische Auflagen, 
verwendbaren Forderungen auf den IWF, die 1950 
nahezu noch keine Rolle spielten und Ende 1967 
einen Stand von 5,7 Mrd. $ erreichten. 

Wie die Tabelle zeigt, ist das starke Anwachsen der 
Währungsreserven in der Welt vor allem auf die 
Zunahme der Dollarbestände bei den Währungs- 
behörden außerhalb der USA zurückzuführen. Die 
Bereitschaft der Währungsbehörden, Dollar neben 
dem Gold in ihre Bestände aufzunehmen, basiert 
auf dem Vertrauen in das wirtschaftliche Potential 
und die Währung der Vereinigten Staaten sowie 
auf der Zusage des US-Schatzamtes, Dollar jederzeit 
auf Wunsch anderer Währungsbehörden zu einem 
festen Preis von 35 $ je Unze Feingold in Gold ein- 
zulösen. 
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Die Dollarguthaben der anderen Länder stellen für 
die Vereinigten Staaten kurzfristige Verbindlich- 
keiten dar, die nicht als Belastung empfunden 
wurden, solange die Einlösungsmöglichkeit in Gold 
wegen des Verhältnisses der Verbindlichkeiten zu 
den Goldbeständen völlig unproblematisch war. In 
den letzten zehn Jahren wurden dem US-Schatzamt 
jedoch in starkem Maße Dollar präsentiert und damit 
eine erhebliche Reduzierung der Goldreserven der 
Vereinigten Staaten bewirkt. Die Goldbestände der 
USA verringerten sich seit 1958 von knapp 21 Mrd. 
auf etwa 10,5 Mrd. $ im Mai 1968. 

In den vergangenen zehn Jahren war das Zahlungs- 
bilanzdefizit der USA die Hauptquelle der Reserve- 
zunahme in der übrigen Welt, und zwar für den 
Zuwachs sowohl der Dollar-Guthaben als auch der 
Goldreserven dieser Länder. Voraussetzung hierfür 
war, daß die anderen Länder bereit waren, Forde- 
rungen auf die amerikanische Wirtschaft zu über- 
nehmen. Diese Bereitschaft ist aber nicht mehr oder 
nicht mehr in demselben Maße wie früher vorhan- 
den. Dadurch und durch die Verringerung der Gold- 
reserven verengte sich der Spielraum für Zahlungs- 
bilanzdefizite der Vereinigten Staaten. Die USA er- 
griffen in den letzten Jahren mehrfach Maßnahmen, 
die einen besseren Ausgleich der Zahlungsbilanz 
zum Ziel hatten. Zuletzt hat das amerikanische Par- 
lament im Juni 1968 Steuererhöhungen und Aus- 
gabenkürzungen beschlossen, die zur Dämpfung der 
inneren Konjunktur und damit zur Verbesserung der 
Zahlungsbilanz beitragen sollen. Wenn diese Politik 
zum Erfolg führt, würde die bisherige Hauptquelle 
für die Versorgung der Welt mit Währungsreserven 
beseitigt. Der Spielraum für eine weitere Versorgung 
der Welt mit Währungsreserven in der Form von 
Dollar ist aber auch bei einem Anhalten des ameri- 
kanischen Defizits begrenzt, weil dann mit zuneh- 
mender Einlösung von Dollar in Gold zu rechnen ist. 

Auch die Möglichkeit einer Zunahme der Währungs- 
reserven in der Form von Gold verringerte sich in 
den letzten Jahren beträchtlich. Seit 1966 haben die 
monetären Goldreserven der Welt überhaupt nicht 
mehr zugenommen. Seit Mitte 1967 gingen sie unter 
dem Einfluß der privaten Goldhortung sogar zurück. 

Als nach der Pfundabwertung im November 1967 
eine massive Goldspekulation einsetzte, beschloß 
eine Reihe von Notenbanken 2 ), die bisher den pri- 
vaten Markt mit Gold versorgt hatten, um den Preis 
bei 35 $ je Unze Feingold zu halten, diese Interven- 
tionen einzustellen. Damit wurde insoweit eine 
Trennung des privaten Goldmarktes und des mone- 
tären Sektors erreicht. 

Neben Dollar und Gold stehen den Ländern, die 
eine finanzielle Unterstützung benötigen, Mittel des 
IWF in begrenzter Höhe und für eine begrenzte Zeit 
zur Verfügung. Sie können zum großen Teil aber nur 
in Anspruch genommen werden, wenn die Länder, 
die einen Bedarf an Währungsreserven haben, die 
vom IWF aufgestellten Bedingungen erfüllen. Diese 


-) Die Notenbanken der sogenannten Goldpoolländer: USA, England, 
die Bundesrepublik, Belgien, Italien, Niederlande, Schweiz (Frank- 
reich ist ebenfalls Goldpoolland, hat jedoch an der Sitzung in 
Washington nicht teilgenommen). 


bedingten Kreditmöglichkeiten des IWF sind zwar 
eine wertvolle, aber keine ausreichende Ergänzung 
von Dollar und Gold. 

Der tatsächliche Bedarf an Reserven ist wesentlich 
von der Höhe und der Dauer der Zahlungsbilanz- 
ungleichgewichte abhängig. Hierbei kommt es auf 
den Erfolg der Bemühungen der Länder an, bei der 
Gestaltung der inneren Wirtschaftspolitik den Er- 
fordernissen des Zahlungsbilanzausgleichs Rechnung 
zu tragen. Aber auch wenn dies gelingt, ist es bei 
einem stetigen Anwachsen des Welthandels durch- 
aus denkbar, daß der Zuwachs an Währungsreserven 
in der traditionellen Form nicht mehr die erhöhten 
Bedürfnisse decken kann. Bei den Überlegungen 
über den künftigen Bedarf an Währungsreserven ist 
davon auszugehen, daß bei zunehmendem Welt- 
handel auch das Ausmaß vorübergehender Ungleich- 
gewichte, zu deren Finanzierung die Währungs- 
reserven dienen, größer sein kann. Auch hat die in 
den letzten zehn Jahren erreichte Liberalisierung 
und damit verbundene Intensivierung des Kapital- 
verkehrs zu einem erhöhten Bedarf an Währungs- 
reserven geführt. Im übrigen wird damit gerechnet, 
daß die Welthandelsländer bei erhöhtem Import- 
volumen danach streben werden, ihr Finanzierungs- 
polster zu verbessern, d. h. einen ständig wachsenden 
Reservebestand zu unterhalten. Dies bedeutet nicht, 
daß die Reserven im selben Ausmaß wachsen müßten 
wie der Welthandel. In den letzten 18 Jahren 
nahmen bei einem Ansteigen des Welthandels um 
7,6 v. H. die Währungsreserven um jährlich 2,7 v. H. 
zu. Die Relation braucht allerdings in der Zukunft 
nicht die gleiche zu sein wie in der Vergangenheit. 

Das Problem einer möglichen Reserveverknappung 
war während der letzten Jahre in zunehmendem 
Maße ein Thema der Untersuchungen in der Zehner- 
gruppe. 3 ) Bei der Jahresversammlung des IWF im 
Herbst 1963 beauftragten die Minister und Noten- 
bankgouverneure der Zehnergruppe ihre Stellver- 
treter erstmalig, eine gründliche Untersuchung der 
Aussichten für das Funktionieren des internationalen 
Währungssystems und seiner mutmaßlichen zukünf- 
tigen Liquiditätsbedürfnisse durchzuführen. Als Er- 
gebnis der Beratungen setzte sich allgemein die 
Erkenntnis durch, daß das Wachstum der in der 
Welt insgesamt verfügbaren Währungsreserven im 
Einklang stehen sollte mit den international aner- 
kannten Bedürfnissen der Weltwirtschaft und daß 
ein Mehr an Reserven nicht das Nebenprodukt von 
Zahlungsbilanzdefiziten einzelner Länder oder der 
Entscheidung einzelner Länder über die Zusammen- 
setzung ihrer Reserven sein sollte. 

Im Hinblick auf die Abhängigkeit des Reservebedarfs 
von der Zahlungsbilanzpolitik der Länder forderte 
die Zehnergruppe im Jahre 1964 die Teilnehmer- 
länder auf, die Methoden der Anpassung der inneren 
Wirtschaftspolitik an die Erfordernisse des Zah- 
lungsbilanzausgleichs zu verbessern, um eine 
schnellere Beseitigung von Zahlungsbilanzungleich- 
gewichten zu erreichen [eine Arbeitsgruppe inner- 
halb der OECD wurde beauftragt, nach Wegen zu 


3) Zehn Mitgliedsländer des IWF, die dem IWF Anfang ^ 1 062 eine 
Refinanzierungszusage in Höhe von insgesamt 6 Mrd. § gegeben 
hatten: USA, Großbritannien, Bundesrepublik, Frankreich, Italien, 
Belgien, Niederlande, Kanada, Schweden, Japan. 
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suchen, um einen schnelleren und besseren Zah- 
lungsbilanzausgleich zu gewährleisten und lang- 
anhaltende Defizite und Überschüsse zu verhindern. 
Außerdem erhielt diese Arbeitsgruppe den Auftrag, 
die Methoden der Zahlungsbilanzfinanzierung lau- 
fend zu überwachen („multilaterale Überwachung")]. 

Von 1964 bis 1966 wurde das Problem der Deckung 
des zukünftigen Reservebedarfs weiter in der Zeh- 
nergruppe und im Internationalen Währungsfonds 
eingehend untersucht. Aufgrund eines Auftrags der 
Minister und Notenbankgouverneure der Zehner- 
gruppe vom Juli 1966 erarbeitete die Zehnergruppe 
zusammen mit den IWF-Direktoren „Grundsätze für 
die Schaffung einer Fazilität in Form von Sonder- 
ziehungsrechten im IWF", die zur Grundlage der 
neuen Abkommensbestimmungen über die Schaffung 
von Sonderziehungsrechten im IWF (Artikel XXI 
bis Artikel XXXII) wurden. Der Entwurf wurde von 
der Jahresversammlung des IWF in Rio de Janeiro 
im Herbst 1967 gebilligt. Bis März 1968 wurden die 
erforderlichen Ergänzungen des Abkommens über 
den Internationalen Währungsfonds ausgearbeitet; 
sie wurden auf der Sitzung der Zehnergruppe in 
Stockholm am 29. bis 31. März 1968 gebilligt. Die 
IWF-Gouverneure haben der Abkommensänderung 
und -ergänzung mit der erforderlichen Mehrheit bis 
zum 31. Mai 1968 zugestimmt. Die BRD hat an den 
Verhandlungen erheblichen Anteil gehabt und mit 
ihren Vermittlungsbemühungen schließlich wesent- 
lich zu einem Gelingen der Arbeit beigetragen. 

Mit dem neuen System ist die Möglichkeit geschaf- 
fen worden, im Falle einer Verknappung der inter- 
nationalen Liquidität die bisherigen Währungsreser- 
ven Gold, Dollar und Reservepositionen im IWF 
durch Sonderziehungsrechte zu ergänzen. Die Son- 
derziehungsrechte haben gegenüber den bisherigen 
Reserveinstrumenten einen wesentlichen Vorzug: 
Die Versorgung der Welt mit Liquidität wird auf- 
grund einer bewußten Entscheidung der an dem 
System Beteiligten erfolgen und nicht mehr von den 
Zufälligkeiten des amerikanischen Zahlungsbilanz- 
defizits und der Goldproduktion abhängen. 

Politisch wichtig ist, daß für das Beschlußfassungs- 
verfahren über die Schaffung von Sonderziehungs- 
rechten eine Mehrheit von 85v.H. vorgesehen 
wurde. Bisher wurden die wichtigsten Beschlüsse 
innerhalb des IWF mit einer Mehrheit von 80v.H. 
gefaßt. Die EWG-Länder, die knapp 17v.H. der 
Stimmen haben, waren daher nicht in der Lage, ent- 
sprechend ihrem wirtschaftlichen Gewicht auf Be- 
schlüsse Einfluß zu nehmen; dagegen hatten die USA 
mit 22v.H. der Stimmen ein effektives Vetorecht. 
Durch das Mehrheitserfordernis von 85v.H. der 
Stimmen haben die EWG-Länder erstmalig eine 
Sperrminorität im Gouverneursrat 4 ) erhalten. Sie 
können also im IWF nicht mehr überstimmt werden, 
wenn sie einheitlich votieren. 

Gleichzeitig mit dem System der Sonderziehungs- 
rechte verabschiedete der Gouverneursrat einige 
Änderungen der Bestimmungen des IWF-Abkom- 
mens, die sich auf die Beschlußfassung und die 
Funktionsweise des bisherigen Systems beziehen. 

4) Der Gouverneursrat ist das oberste Organ des IWF. In ihm ist 
jeder Mitqliedstaat — normalerweise durch den zustandiqen Minister 
oder Notenbankpräsidenten — vertreten (Artikel XII Abschn. 2). 


Sie wurden im wesentlichen von den EWG-Ländern 
gefordert und sind zum großen Teil als logische 
Konsequenz der Abkommensbestimmungen über die 
Schaffung von Sonderzichungsrechten zu verstehen; 
zum Teil sind sie auf Erfahrungen zurückzuführen, 
die seit dem Inkraftsetzen des IWF-Abkommens ge- 
macht worden sind. Hervorzuheben ist, daß auch 
hier für die besonders wichtigen Beschlüsse über 
Quotenänderungen, die eine zusätzliche Liquiditäts- 
schöpfung bewirken können, ein Mehrheitserforder- 
nis von 85v.H. beschlossen wurde. Dadurch erhal- 
ten die EWG-Länder dieselben Einflußmöglichkeiten 
auf die allgemeinen IWF-Angelegenheiten wie bei 
Beschlüssen innerhalb des Systems der Sonderzie- 
hungsrechte. 

II. Inhalt 

der Abkommensergänzungen und -änderungen 

A. Das System der Sonderziehungsrechte 
1. Natur und Funktion der Sonderziehungsrechte 

Die Sonderziehungsrechte haben die Funktion 
einer Währungsreserve und sollen unter den 
Währungsreserven ausgewiesen werden. Wie 
andere Reservemedien können sie automatisch 
zur Finanzierung von Zahlungsbilanzdefiziten 
verwendet werden. Sie müssen von Notenban- 
ken — wenn auch unter bestimmten Voraus- 
setzungen und im Rahmen bestimmter Höchst- 
beträge — jederzeit entgegengenommen werden, 
ähnlich wie eine nationale Geldeinheit, die von 
der Rechtsordnung zum gesetzlichen Zahlungsmit- 
tel erklärt ist, von jedermann zur Erfüllung einer 
Geldforderung angenommen werden muß. Ande- 
rerseits enthalten die Sonderziehungsrechte auch 
ein gewisses Kreditelement: zum Kauf fremder 
Währung verwendete Sonderziehungsrechte müs- 
sen in gewissem Umfang und nach einer gewissen 
Zeit wieder gegen eigene und fremde Währung 
zurückerw , ben werden. 

Sonderziehungsrechte können nur an Notenban- 
ken und ähnliche nationale Währungsbehörden 
sowie an den IWF und andere internationale 
Institutionen mit Zentralbankfunktionen übertra- 
gen werden. Sie können — ähnlich wie das Gold 
— nicht unmittelbar zu Interventionen am Devi- 
senmarkt verwendet werden, sondern müssen bei 
Bedarf zunächst bei einem anderen Land in die 
benötigte Interventionswährung, d. h. in der 
Regel US-Dollar, eingetauscht werden. Die Ein- 
tauschbarkeit wird durch Artikel XXV Abschn. 4 
gewährleistet. Sie sind goldwertgesichert und 
tragen eine mäßige Verzinsung. 

Die Sonderziehungsrechte haben eine rein mone- 
täre Funktion. Sie sind kein Instrument zur Kon- 
junktursteuerung und sollen auch nicht der län- 
gerfristigen Übertragung von Realkapital aus 
Industrieländern in Entwicklungsländer dienen. 
Der Wunsch vieler Entwicklungsländer, eine 
„Verbindung" zwischen Reserveschaffung und 
Entwicklungshilfe herzustellen, d. h. einen Teil 
der neuen Zahlungsmittel — - etwa über die Welt- 
bank — zu langfristigen Krediten an Entwick- 
lungsländer zu verwenden, ist nicht verwirklicht 
worden. 
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Alle Transaktionen mit Sonderziehungsrechten 
werden auf einem „Sonderziehungskonto" und 
damit von den sonstigen Vermögenswerten des 
IWF getrennt verbucht. Erst mit dieser Verbu- 
chung werden sie rechtswirksam (Artikel XXII 
Abschn. 3). 

2. Teilnehmer 

Jedes Mitgliedsland des IWF kann Teilnehmer 
des Sonderziehungskontos werden (Artikel XXIII 
Abschn. 1). Das war nicht von vornherein selbst- 
verständlich. Zwar war stets anerkannt, daß alle 
Länder ein legitimes Interesse an ausreichenden 
Reserven haben und daß diesem Interesse bei der 
Schaffung neuer Reserven auf irgendeine Weise 
Rechnung zu tragen sei. Andererseits muß die 
finanzielle Rückendeckung für die neuen Reser- 
ven stets im wesentlichen von einem begrenzten 
Kreis währungsstarker Länder übernommen wer- 
den. Es hat sich schließlich die Auffassung durch- 
gesetzt, daß man nicht a priori zwischen Ländern, 
die die finanzielle Verantwortung für ein neues 
Reservemedium tragen, und solchen, die sie nicht 
tragen können, unterscheiden kann. Auch eine 
Reihe von Entwicklungsländern hat gezeigt, daß 
sie imstande sind, ihre Zahlungsbilanz im Gleich- 
gewicht zu halten. Anfängliche Vorschläge, an der 
Reservenschaffung nur den begrenzten Kreis 
währungsstarker Länder teilnehmen zu lassen 
und für die übrigen Länder eine Sonderregelung 
zu treffen, sind deshalb fallengelassen worden. 

3. Zuteilung und Einziehung von Sonderziehungs- 
rechten 

Die Sonderziehungsrechte werden allen Teilneh- 
merländern auf Grund periodischer Gouverneurs- 
beschlüsse in Höhe eines jeweils festzusetzenden 
Prozentsatzes ihrer IWF-Quoten zugeteilt (Arti- 
kel XXIV Abschn. 2 Buchstaben a bis c). Die Zu- 
teilungsbeschlüsse werden normalerweise alle 
fünf Jahre gefaßt, die Zuteilungen erfolgen in 
jährlichen Abständen. Abweichungen hiervon so- 
wie zuteilungsfreie Perioden sind zulässig. Bei 
unerwarteten Entwicklungen können die Zutei- 
lungsraten und -perioden vom Gouverneursrat 
auch innerhalb einer Zuteilungsperiode geändert 
werden (Artikel XXIV Abschn. 3). 

Die Zuteilungsbeschlüsse sind die wichtigsten 
Entscheidungen, die im neuen System zu treffen 
sein werden. Sie sind deshalb dem Gouverneurs- 
rat Vorbehalten, der hierüber mit einer Mehrheit 
von 85 v. H, beschließt (der Stimmenanteil der 
EWG-Länder beträgt 16,6 v.H., der der Bundes- 
republik allein 5,2 v.H.). Das Vorschlagsrecht 
liegt beim Geschäftsführenden Direktor des IWF; 
dieser braucht die Zustimmung des IWF-Direk- 
toriums (Artikel XXIV Abschn. 4 Buchstabe a) 
und muß sich vor Abgabe seines Vorschlags ver- 
gewissern, daß der Vorschlag breite Unter- 
stützung findet. Dieses mehrstufige, sorgfältig 
ausgewogene Beschlußfassungsverfahren (Arti- 
kel XXIV Abschn. 4) soll sicherstellen, daß Son- 
derziehungsrechte nur bei einem wirklichen Be- 
darf und nicht zur bequemen Finanzierung be- 


stehender Zahlungsbilanzdefizite geschaffen wer- 
den und daß Zuteilungen nur dann stattfinden, 
wenn das Funktionieren des Systems durch eine 
ausreichende Beteiligung der Uberschußländer 
gewährleistet ist. 

Ein Teilnehmer, dessen Gouverneur nicht für 
einen Zuteilungsbeschluß gestimmt hat, kann die 
entsprechenden Zuteilungen und die damit ver- 
bundenen Verpflichtungen ablehnen („hinaus- 
optieren"; Artikel XXIV Abschn. 2 Buchstabe e). 
Auf seinen Antrag kann der Fonds ihn auch wie- 
der zur Teilnahme an den Zuteilungen dieser 
Zuteilungsperiode zulassen. In der folgenden Zu- 
teilungsperiode nimmt jedes Teilnehmerland wie- 
der automatisch an den Zuteilungen teil, wenn es 
nicht erneut hinausoptiert. 

Sonderziehungsrechte können wieder eingezogen 
werden, wenn die internationale Liquidität zu 
reichlich erscheint. Das Beschlußfassungsverfah- 
ren ist das gleiche wie bei Zuteilungen. Hat ein 
Land weniger Sonderziehungsrechte im Bestand, 
als seinem Anteil an der Einziehung entspricht, 
so entsteht ein „negativer Saldo". Seine Tilgung 
ist in Artikel XXIV Abschn. 2 Buchstabe f gere- 
gelt. 

4. Verwendung der Sonderziehungsrechte 

Jedes Teilnehmerland hat das Recht, bei anderen 
Teilnehmern, die vom Fonds „designiert" werden 
— dies sind normalerweise Länder in einer star- 
ken Zahlungsbilanz- und Reserveposition (Artikel 
XXV Abschn. 5 und Anhang F) — , gegen Abgabe 
von Sonderziehungsrechten konvertierbare Wäh- 
rungen zu erwerben (Artikel XXV Abschn. 2 
Buchstabe a). Es steht im Belieben des designier- 
ten Landes, welche konvertierbare Währung es 
hergibt. Ist diese Währung nicht diejenige, die 
das ziehende Land — normalerweise zu Interven- 
tionszwecken — benötigt, so kann es diese Wäh- 
rung in die gewünschte konvertieren. Zwei Teil- 
nehmer können Transaktionen mit Sonderzie- 
hungsrechten auch frei vereinbaren, wenn entwe- 
der der eine Teilnehmer damit seine Währung 
von dem Partner zurückerwirbt oder wenn die 
Voraussetzungen des Artikels XXV Abschn. 2 
Buchstabe b (ii) vorliegen. Die erste dieser beiden 
Varianten trägt der besonderen Situation der 
USA Rechnung, bei denen ein Zahlungsbilanzdefi- 
zit nicht zu einem Bedarf an Interventionswäh- 
rung, sondern zur Ansammlung von Dollargut- 
haben bei fremden Notenbanken führt; die zweite 
soll dazu beitragen, daß die Länder jeweils nach 
einer gewissen Zeit ihre normale Ausgangsposi- 
tion wieder erreichen. 

Die Verwendung der Sonderziehungsrechte ist 
nicht an wirtschaftspolitische Auflagen gebunden. 
Sonderziehungsrechte dürfen allerdings nur zur 
Finanzierung eines Zahlungsbilanzdefizits ver- 
wendet werden, nicht dagegen dazu, die Zusam- 
mensetzung der Währungsreserven zu verändern 
(Artikel XXV Abschn. 3 Buchstabe a). Ausgenom- 
men sind bestimmte Transaktionen, die in Artikel 
XXV Abschn. 3 Buchstabe c abschließend aufge- 
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zählt sind. Ein Verstoß gegen das Zahlungsbilanz- 
erfordernis hat zur Folge, daß das betreffende 
Teilnehmerland vorrangig bei Ziehungen anderer 
Länder designiert wird [Artikel XXV Abschn. 5 
Buchstabe a (ii)]. 

Für die Designierung gelten folgende Grundsätze 
(Artikel XXV Abschn. 5 und Anhang F): 

— In erster Linie werden solche Länder desi- 
gniert, die zum Rückerwerb vcn Sonderzie- 
hungsrechten verpflichtet sind, negative Sal- 
den haben oder gegen das Zahlungsbilanzer- 
fordernis verstoßen haben [Artikel XXV Ab- 
schn. 5 Buchstabe a (ii) und (iii)]. 

— Sodann werden diejenigen Länder designiert, 
die sich in einer ausreichend starken Zah- 
lungsbilanz- und Reserveposition befinden. 
Ein Land in starker Reserveposition kann je- 
doch auch dann designiert werden, wenn es 
ein mäßiges Zahlungsbilanzdefizit hat. Diese 
Länder werden jeweils in einem solchen Aus- 
maß herangezogen, daß bei ihnen allen das 
Verhältnis der über die Zuteilungen hinaus 
erworbenen Sonderziehungsrechte zu ihren 
Gesamtreserven im Laufe der Zeit vereinheit- 
licht wird. 

Sonderziehungsrechte sollen grundsätzlich nur 
vorübergehend in Anspruch genommen werden. 
Dies entspricht ihrer Natur als Instrument der Fi- 
nanzierung von Zahlungsbilanzschwankungen, bei 
denen ein möglichst kurzfristiger Ausgleich ange- 
strebt werden sollte. Die nachstehenden Bestim- 
mungen über den „Rückerwerb" von Sonderzie- 
hungsrechten sollen den besseren Zahlungsbilanz- 
ausgleich fördern: 

Für die erste Zuteilungsperiode gilt der Grund- 
satz, daß ein Teilnehmerland im 5-Jahres-Durch- 
schnitt höchstens 70 v. H. der ihm zugeteilten Son- 
derziehungsrechte in Anspruch nehmen darf (Ar- 
tikel XXV Abschn. 6 und Anhang G). Überschrei- 
tungen sind rechtzeitig durch Rückerwerb von 
Sonderziehungsrechten auszugleichen. Der Fonds 
sorgt für die Einhaltung dieser Regel im Wege 
der Designierung. Reichen die Ziehungen anderer 
Teilnehmer für diesen Zweck nicht aus, dann muß 
das zum Rückerwerb verpflichtete Land die erfor- 
derlichen Sonderziehungsrechte durch Ziehungen 
im „Generalkonto", d. h. dem traditionellen IWF, 
oder durch Transaktionen mit anderen Teilneh- 
mern, die vom IWF angeordnet werden, erwerben 
(„Zwangstransfer"). Die Regeln für den Rück- 
erwerb werden vor dem Ende jeder Zuteilungs- 
periode überprüft und können mit 85 v. H. Stim- 
menmehrheit abgeändert oder aufgehoben wer- 
den (Artikel XXV Abschn. 6 Buchstabe b). 

Jedes Teilnehmerland ist grundsätzlich verpflich- 
tet, konvertierbare Währung bis zum zweifachen 
Betrag der ihm zugeteilten Sonderziehungsrechte 
zur Verfügung zu stellen und dafür einen entspre- 
chenden Betrag an Sonderziehungsrechten zu 
übernehmen. Es kann darüber hinaus weitere 
Sonderziehungsrechte auf freiwilliger Basis an- 
nehmen (Artikel XXV Abschn. 4). In dieser An- 
nahmeverpflichtung liegt, wirtschaftlich betrachtet, 


die „Deckung" der Sonderziehungsrechte; wer sie 
verletzt, verliert das Recht zur Verwendung sei- 
ner Sonderziehungsrechte. 

Bei Transaktionen mit Sonderziehungsrechten 
zwischen Teilnehmern sind solche Wechselkurse 
anzuwenden, daß das ziehende Land stets den 
gleichen Gegenwert erhält, gleichgültig, wer der 
Partner der Transaktion ist und welche Währung 
abgegeben wird (Artikel XXV Abschn. 8). In der 
Praxis werden dies die jeweiligen Marktkurse 
sein. Das ziehende Land erhält mithin — auch 
nach den erforderlichen Konversionen — stets 
den gleichen Betrag in der von ihm gewünschten 
Währung ohne Rücksicht darauf, welche Währung 
von dem bezogenen Land zur Verfügung gestellt 
wird. 

5. Wertsicherung, Zinsen, Gebühren und Kosten 

Die Sonderziehungsrechte genießen eine unab- 
dingbare Goldwertgarantie. Für in Anspruch ge- 
nommene Sonderziehungsrechte sind Gebühren 
zu zahlen; erworbene Sonderziehungsrechte wer- 
den verzinst. Der Satz ist in beiden Fällen der 
gleiche. Er beträgt normalerweise IV 2 V. H. Er 
kann bis auf 1 v. H. ermäßigt oder bis auf 2 v. H. 
heraufgesetzt werden, mit 75 v. H. Stimmenmehr- 
heit auch darüber hinaus (Artikel XXVI Abschn. 1 
bis 3). Die Kosten der Geschäftsführung des Son- 
derziehungskontos werden dem Fonds von Zeit 
zu Zeit im Umlagewege von den Teilnehmern 
erstattet (Artikel XXII Abschn. 2, Artikel XXVI 
Abschn. 4). 

6. Verwaltung des Sonderziehungskontos 

Das Sonderziehungskonto, das eine Abteilung des 
IWF ohne eigene Rechtspersönlichkeit ist, wird 
vom Gouverneursrat und dem Direktorium des 
Fonds verwaltet. Bei Beschlüssen, die sich aus- 
schließlich auf das Sonderziehungskonto beziehen, 
können jedoch nur die Gouverneurs- und Direk- 
torenstimmen derjenigen Fondsmitglieder abge- 
geben werden, die Teilnehmer des Sonderzie- 
hungskontos sind (Artikel XXVII Buchstabe a). 
Die Stimmenberechnung ist die gleiche wie bei 
den übrigen Beschlüssen im IWF (Artikel XII Ab- 
schn. 5 Buchstabe a). 

7. Beendigung der Teilnahme und Liquidation 

Ein Mitgliedsland kann seine Teilnahme an dem 
Sonderziehungskonto jederzeit beenden (Artikel 

XXX und Anhang H), ohne seine Mitgliedschaft 
im IWF aufzugeben. Die Regeln für das Ausschei- 
den eines Mitgliedslandes aus dem Sonderzie- 
hungskonto sind weitgehend die gleichen wie bei 
der Aufgabe der Mitgliedschaft im IWF. 

Das Sonderziehungskonto kann gemäß Artikel 

XXXI und Anhang I liquidiert werden. Erforder- 
lich ist ein Beschluß des Gouverneursrates. Das 
Liquidationsverfahren ist so angelegt, daß im Fall 
von Verlusten jedes Land im Verhältnis der ihm 
zugeteilten Sonderziehungsrechte belastet wird, 
d. h., die im Rahmen der Transaktionen über den 
zugeteilten Betrag hinaus erworbenen Sonderzie- 
hungsrechte erhöhen das Risiko nicht. 
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B. Zusätzliche Änderungen des 
IWF-Abkommens 

Die wichtigsten Änderungen sind folgende: 

1. Mehrheitserfordernis für Quotenveränderungen 

Nach Artikel III Abschn. 2 des IWF-Abkommens 
war für alle Veränderungen der Mitgliedsquoten 
eine Vs-Mehrheit erforderlich. Für zukünftige 
Entscheidungen im Rahmen dieses Artikels über 
allgemeine Quotenerhöhungen ist eine Mehrheit 
von 85 v. H. vorgesehen. Dies entspricht dem 
Mehrheitserfordernis für die Ausweitung der in- 
ternationalen Liquidität durch Schaffung von Son- 
derziehungsrechten. Auch Beschlüsse über be- 
stimmte Bedingungen bei Quotenerhöhungen 
nach Artikel III Abschn. 4 unterliegen dem Mehr- 
heitserfordernis von 85 v. H. 

2. Einheitliche Paritätsänderungen 

Beschlüsse über einheitliche Änderungen im glei- 
chen Verhältnis aller Währungsparitäten, die bei 
einer Goldpreisänderung in Frage kommen kön- 
nen, konnten bisher vom Fonds mit einfacher 
Mehrheit gefaßt werden, jedoch hatte jedes Mit- 
gliedsland, das allein 10 v. H. oder mehr der 
Quoten besitzt, ein Vetorecht. Dies traf nur auf 
USA und Großbritannien zu. Um auch anderen 
wichtigen Ländern, insbesondere den EWG- 
Ländern als Gesamtheit, einen ihrem wirtschaft- 
lichen Gewicht entsprechenden Einfluß zu sichern, 
sind solche Beschlüsse jetzt mit einer Mehrheit 
von 85 v. H. zu fassen (Artikel IV Abschn. 7). Die 
85 v. H. -Mehrheitsregelung gilt auch, wenn der 
IWF bei gleichmäßigen Paritätsänderungen Aus- 
nahmen von der sonst gültigen Werterhaltungs- 
klausel für die Aktiva des Fonds beschließen will 
(Artikel IV Abschn. 8). 

3. Automatische Inanspruchnahme der Goldtranche 

Im Rahmen der Goldtranche (der in Gold einge- 
zahlte Anteil der Quote im IWF einschließlich des 
Betrages der von anderen Mitgliedsstaaten gezo- 
genen eigenen Währung = Supergoldtranche) 
konnte ein Mitglied bisher de facto automatisch, 
d. h. ohne vom IWF gesetzte Bedingungen, 
fremde Währungen ziehen. Durch die Änderung 
des Artikels V Abschn. 3 in Verbindung mit den 
Änderungen in Artikel I, Artikel VI Abschn. 1 
und 2 und Artikel XIX neuer Buchstabe j des 
IWF-Abkommens wird diese Möglichkeit recht- 
lich fixiert. Gleichzeitig wird damit ausgeschlos- 
sen, daß der IWF die Möglichkeiten der automa- 
tischen Inanspruchnahme seiner Mittel dadurch 
ausweitet, daß er einen unbedingten Zugriff auch 
im Rahmen der Kredittranchen zuläßt. Vielmehr 


soll ein etwaiger zusätzlicher Bedarf an unbe- 
dingter Liquidität künftig durch die Schaffung von 
Sonderziehungsrechten gedeckt werden. 

4. Das Bruttoprinzip bei der Reserveberechnung 
Nach den bisherigen IWF-Regeln entstehen für 
Länder, die ausstehende Zahlungen haben und 
deren Reserven steigen, Rückzahlungsverpflich- 
tungen. Bei der Berechnung der Reserven konnte 
der Betrag der Währung eines Mitgliedslandes, 
der von anderen Währungsbehörden gehalten 
wurde, abgezogen werden. Mit dieser Möglich- 
keit wurden die Reservewährungsländer einseitig 
begünstigt. Durch Änderung des Artikels XIX 
Buchstabe a und e und des Anhangs B Abschn. 6 
ist das Bruttoprinzip für die Berechnung der 
Währungsreserven eingeführt worden, d. h. Ver- 
bindlichkeiten in eigener Währung können nicht 
mehr abgezogen werden. Eine Ubergangsrege- 
lung vermeidet, daß die bisher aufgelaufenen 
Währungsverpflichtungen eines Reservewäh- 
rungslandes voll in die Berechnung der Wäh- 
rungsreserven einbezogen werden und damit 
eine hohe Rückzahlungsverpflichtung auslösen. 
Um Härten zu vermeiden, ist u. a. zu den bisher 
bestehenden Höchstgrenzen für die Rückzah- 
lungsverpflichtung eine weitere hinzugefügt wor- 
den: Die Verpflichtung zur Rückzahlung darf 
pro Jahr den Betrag von 25 v. H, der Quote des 
betreffenden Mitglieds im IWF nicht übersteigen 
[Artikel V Abschn. 7 Buchstabe c (iv) ] . 

5. Verzinsung 

Durch Änderungen in Artikel V Abschn. 9 und 
Artikel XII Abschn. 6 wird eine reguläre Ver- 
zinsung der sogenannten „Supergoldtranche", 
d. h. der dem Fonds von einem Land für Ziehun- 
gen anderer Länder im Rahmen seiner Quote zur 
Verfügung gestellten Mittel, angeordnet. Bisher 
war die Supergoldtranche unverzinslich. 

6. Interpretation des IWF-Abkommens 

Bisher wurden Auslegungsfragen über die Ab- 
kommensbestimmungen zwischen einem Mitglied 
und dem Fonds oder zwischen einzelnen Mitglie- 
dern des Fonds durch das Direktorium oder in 
letzter Instanz durch den Gouverneursrat ent- 
schieden. In Artikel XVIII Buchstabe b ist nun- 
mehr die Einsetzung eines Interpretationsaus- 
schusses des Gouverneursrates vorgesehen. Die 
Interpretationsentscheidung des Ausschusses gilt 
als Entscheidung des Gouverneursrates, es sei 
denn, der Gouverneursrat entscheidet mit einer 
Mehrheit von 85v.H. anders. Mit dieser Rege- 
lung wurde eine Forderung abgelehnt, ein außer- 
halb des IWF stehendes unabhängiges Gremium 
mit der Interpretation des IWF-Abkommens zu 
beauftragen. 
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